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Der Heimatdieust

Albrecht Dürer.
Zum 400. Todes-tagt

Von Curt Glaser.
Man nennt ihn wohl den deutschesten der deutschen Maler. Aber

warum Dsürer dieser Ehren-name gebührt, nicht Holbein und nicht
Cranach und auch nicht Grünewald, obwohl mancher heut geneigt
sein möchte, eben diesem den Preis zuzuerkennem darüber herrscht
kaum Übereinstimmung Denn was eben die besondere Eigenart
deutschen Wesens in der Kunst sei, »das wurde noch nicht erklärt, und
wenn der Versuch der Deutung unternommen wurde, so wurde

wiederum auf das Werk Dürers verwiesen, vor allem des jungen
s

Dürer, da man

dem reisenden
Manne vorwarf,
er habe sich an

Italien verloren
und mit seinem
Beispiel der deut-

schen Kunst eine

verhängnisvolle
Lehre hinter-
lossen. «

Nicht mit dem
einen und nicht
mit dem anderen,
nicht mit dem

Ehrennamen des

deutschestenMa-
lers und nicht mit
dem Vorwurf
der Renaissances

. gesinnung wird
man der Gesamt-

« erscheinung eines

Meisters
Dürers Range
gerecht. Beides

gehört zu ihm,
und eben daß
er scheinbar so

, .»;Dis , Widerspruchs-
—"

« «
- - volles in sich

Aas ver ,,Aporacypse« vereinte, macht
seine Bedeu-

tung, da er an der Scheide zweier Weltalter geboren, das schwere
Amt auf sich nahm, der deutschen Kunst die Wege einer neuen Zeit.
zu weisen. So wurde er der Mann des Schicksals, und es war nicht
seine Schuld, wenn der Strom schöpferischerKraft, der mit ihm und
um ihn so herrlich sich entfaltet hatte, nach seinem frühen Tode so
jäh versiegte, wen-n das Geschlecht, das ishm folgte, seine strenge Lehre
nicht zu nutzen verstand.

Als Dürer, merkwürdig .frühreif, in Nürnberg die erste Unter-

weisung in sder Werkstatt des Michel Wolgemut empfing, herrschte
spätgotischer Handwerksgeist überall in Deutschland. Es war ein
merkwürdiges Brosdeln und Gären sin vielen Köpfen, der Ausdruck
wurde übersteigert, die Bewegung überspitzt, aus gotischer Natur-

anschauung erwuchs eine merkwürdig barocke Formpshantasie
Matthias Grünewalds geniale Kunst ist die letzte und schönsteBlüte,
die diesem alten Stamm entsproß. » —

In dem jungen Cranach wurden

die gleichen Kräfte schsöpferisch,
und auch Dürers großartige
Holzschnittfolge der Apokalypse
ist auf diesem Boden erwachsen.
Aber so ungestüm der Bewe-

gungsdrang spätgotisch barocker

phantasie in diesen großartigen
Bilderfindungen sichs äußert, so
sehr ist er doch schon gebändigt

svon dem ahnungsvollen Wissen
um eine neue Gesetzlichkeit, die
der neuen Freiheit erst ihr
volles Recht geben sollte.

Um- diese Freiheit aber ging
der Kampf. Es galt die Kunst
selbst aus handwerklicher Ge-

bundenheit zu befreien, es galt»
den

. Künstler zum Rechte der

Persönlichkeitzu erlösen,es galt,
die Welt nicht nur mit neuen

Augen zu sehen, sondern zugleich

102

· mals zwei ganze

Von .

Die große Kanone

die Mittel zu finden, das neue Bild der Welt zu verwirklichen. Dieses
war Dürers Amt, und dieses Amt hat er als erster in Deutschland be-

"

griffen und in dem Werke eines schaffensreichen Lebens erfüllt. Wohl
führte ihn der Weg nach Italien, denn dort war man auf der gleichen
Bahn weit vorangeschritten, und ein deutscher Künstler konnte manches
dort lernen. Aber wenn Dürer merkwürdig früh schon verstand, daß
es für ihn notwendig sei, seine Lehrzeit an den Quellen der neuen Kunst
in Italien zu
vollenden, wenn

er als reifer
Meister noch-

Jahre im Süden

zu verbringen
sichentsch10ß-f0
trat er beide
Male doch wohl
vorbereitet die

Reise an, ging
er, um Antwort

auf ganz be-

stimmte Fragen
zu finden, die zu
stellen ihn eigene

Erkenntnis
trieb. .

Es konnteDü«
rer nicht mehr
genügen, die
Welt sozu sehen,
wie seine Vor-

läufer es getan
hatten. Seine

Passion, seinMa-
rienleben zeigen
es, wie er die
alten Bildvor-

würfe mit neu-

em Geiste zu er-—

füllen trachtete.
Erlebte er die -

Aus dem »An-rienleben«

valtbekannten Szenen des großen geistlichen Schauspiels, das seit
Jahrhunderten die Kunst beschäftigt hatte, so-, als wären sie
noch niemals in bildhaste Form übertragen worden, so mußte
er zuvörderst gleichsam die Bühne neu einrichten, auf der die

Heldenspieler seines Dramas sich bewegen sollten. Der Mensch
im Raume war darum eines der Probleme Dürerscher Gestaltung.
So wurde die Tandschaft entdeckt. Als erster hat Dürer in

Deutschland freie Landschaften geschaffen, zweckentbundene Auf-
nahmen der Natur, wie er sie daheim oder auf Reisen schaute. Der

Perspektive aber galt zugleich seine Bemühung, und er holte bei

italienischen Gelehrten sich Rat, da er erkannte, daß er nur auf
der sicheren Grundlage der Gesetze räumlicher Erscheinung den

neuen Bau seiner Kunst zu errichten Vermochte.
Neben der perspektive war es die proportion, die Dürer zu er-

gründen trachtete. Es war ihm
ein quälendes Bewußtsein, der

Unsicherheit des zufalls ausge-

liefert zu sein, da die Schönheit
« doch nur eine sein könne. ,Und

die neue Schönheit zu finden, war

seine Aufgabe, da er die alte ver-

warf. Die Regel, die er suchte,
vermochte auch Italien ihm nicht
zu geben. Denn die fremde Schön-
heit, die er dort sah, taugte ihm
nicht. Er sah wohl, daß die Schön- .

heit in mancherlei Gestalt sich zu
offenbaren vermöge. So hat er

seine Meinung von der,edlen Er-·
scheinung nach mancherlei Ver-

suchen, sie mit Richtschieid und

Zirkel zu konstrusieren, in freien
Schöpfungen niedergelegt, die

wohl geeignet waren, der deut-

schen Kunst einen neuen Begriff
von der Würde der menschlichen
Gestalt zu geben.



Der Heimaidienst
s

Das Maß
aber, daß Dürer

meinte, war das

eingeborene Ge-

setz der Form-
dem er von

Stufe zu Stufe
emporschreitend,
immer mehr sich
näherte. Und
wenn er auf
diesem Wege sich
mit Rafael be-

gegnete, mit dem
er von fernher

einen Gruß aus-

tauschte, so war

er der italieni-

schenKunst nicht
mehrdennmittels
bar verpflichtet,
da seine Kunst
sichnach eigenem
Gesetzentfaltete«
aus demFormew
knäuel des spät-
gotischen Barock

zur reinen Klar-

heit überall

gleichmäßiger
Durchleuchtung,

aus drängender Bewegungsfülle zur hoheitvollen Ruhe ausdruck-
gesättigter Größe emporstieg.

Von der frühen Apokalypse, die doch schon das Werk einer ersten
Vollendung des Fünfundzwanzigjährigen bedeutet, zu der späten

» Schöpfung der Münchener Apostel war ein weiter Weg durch-messen.
Dürer ist ihn aus eigener Kraft gegangen und in dem steten Bewußt-
sein sder Verantwortung seiner Arbeit, das ihm immer voranbeuchtete,
gleichgültig, ob er ein großes Gemälide schuf, ob er in Kupfer stach,
einen Holzkschnitt vorriß oder eine Zeichnung entw.arf.

Dürer hat es fast niemals versäumt, das Werk seiner Hand mit
den Buchstaben seines Namens zu zeichnen. Galt das wohlbekannte
Monogramm auch zugleich als urheberrechtliche Schutzmarke, so war

es ihm doch ebenso gewiß der sichtbare Stempel eines selbstbewußten
-K«ünstlertums,das gegenüber der Welt Und Nachwelt das Recht des

»

Aus der »Motiven Passion«

in Zeichnungen ,

.
bein erscheintgleich-

geistigen Eigentums betonte. Denn darin eben fühlte Dürer sich als

Meister einerneuen Zeit, daß ihm Kunst nicht mehr als handwerkD
-

liche Arbeit, sondern als-freie geistige Leistung galt. Erfühlte sich
als persönlichkeit, allen Gelehrten und freien Geistern seiner Zeit

’

im Range gleich, und er ist der Nachwelt so lebendig geblieben, weil
er wie kein anderer Künstler seiner Zeit dafür Sorge getragen hat,
daß die Spuren seines individuellen Daseins nicht vermischt wurden.

Wir wissen, wie Dürer ausgesehen hat. Wir kennen seine Züge
aus einer Reihe von Selbstbildnissen, deren früheste noch in das

Knaibens und Iünglingsalter zurückreichen.Wir kennen seine Hand-
schrift aus Briefen und Tagebüchern und einer Tebensbeschreibung in

denen vieles zu lesen ist von dem persönlichen Wesen des Mannes.
Wir kennen seinek
Umwelt, deren Bild
er uns bewahrt,
und das Haus, in
dem er gewohnt
hat. Das Bild Grü-

newalds konnte ver-

sinken, die Hand
Cranachs in einer

vielbeschäftigten
Werkstatt unsichtbar
werden, selbst Hol-

samschattenhaftfern
seiner Heimat bald

in Basel,- bald in
London, weltbürgers
haft in die Weite

schweifend, dem

eigenen Vaterlande

beinahe verloren.
Dürer allein blieb

gegenwärtig in der

ganzen Fülle seines
Wirkens und Er-

lebens, in der

Problematik eines «

Rin ens um die

Freigeitund um

das Maß, die uns

in ihm den deut-

schesten aller deut-

schen Meister er-

kennen und ver-

ehren läßt. iTanzendeo Bauernpaav

Die staatliche-·Beamtensürsorge.
Von Ministerialrat a. D. As l b er t F a l k e n b e r g.

Infolge des besonderen unmittelbaren Verhältnisses des Beamten
zum Staate mußte die Frage der Staatsfürsorge für die Beamten im

Deutschen Reiche und in den deutschen Ländern beim Eintritt der«

unfreiwilligen Unterbrechung oder vorzeitigen Beendigung ihrer
dienstlichen Tätigkeit in grundsätzlich anderer Weise geregelt werden,
als bei den Angestellten und Arbeitern der» öffentlichen Körper-

-

schaften. Diese Gruppen, die zwar auch als Staatsdienser anzusehen
sind, brauchen die Verpflichtung zu lebenslänglicher Dienstleistung
nicht zu übernehmen, andererseits aber beeinflussen sie ihre Arbeits-
und Entlohnungsbedingungen in weit stärkerem Maße als
der Beamte.

Die dienstliche Tätigkeit des Beamten kann ohne sein Zutun
unfreiwillig unterbrochen oder vorzeitig beendet werden: l. durch
einen im Dienst erlittenen Unfall, 2. durch eine Krankheit, Z. weil
der Staat für die Dienste des Beamten keine Verwendung hat, 4. bei

Dienstunfähigkeit infolge Alters oder infolge Schwäche der körper-
lichen oder geistigen Kräfte, 5. durch den Tode des Beamten.

In diesen Fällen hat der Staat die Verpflichtung, die Fürsorge
für die Beamten selbst und im Todesfall für ihre Hinterbliebenen in

weitgehendem Maße zu übernehmen, nachdem er seinerseits den

Staatsdienern durch dauernde Inanspruchnahme ihrer vollen Arbeits-

kraft bei verhältnismäßig geringer Entlohnung die Möglichkeit ge-
nommen hat, ihrerseits für den Fall der DienstunfähigkeitVorsorge
zu treffen.

«

Da die Regelung der Fürsorgefragen in den übrigen Ländern in

den Grundzügen mit der Regelung in preußen übereinstimmt, so
darf die Darstellung der Fürsorgemaßnahmenin der Hauptsache auf
das Reich und Preußen beschränktbleiben. Innerhalb der Grup-
Plekung: Reichs-, Staatsq und Kommunalbeamte, Beamte der

Deutschen Reichspost und Beamte der Deutschen Reichsbahn sind"«die
einzelnen Fürsorgegebieteziemlich gleichartig. Es handelt sich um die

Fürsorge bei im Dienst erlittenen Unfällen und Gesundheits-
schädigungen, um die Fürsorge bei Krankheit, Nichtbeschäftigung
Dienstunfähigkeitund für Hinterbliebene.

- Im Reich — einschließlichDeutsche Reichspost und Deutsche
Reichsbahn —- ist das Gebiet der Beamtenunfallfürsorge
durch das Unfallfürsorgegesetzfür Beamte usw. vom 18. Juni 1901
bzw·. in Anpassung an die Bestimmungen dieses Gesetz-es in Preußen
durch das Gesetz betreffends die Fürsorge fürBeamte infolge von Be-

triebsunfällen vom 2. Juni 1902 geregelt. Für Kommunalbeamte
gilt zunächstdas Gesetz, betr. die Anstellung und Versorgung der
Kommunalbeamten vom Zo. Iuli 1899. Im Hinblick auf das
preußischeGesetz vom 8. Iuli 1920 wird aber angenommen, daß das

vorerwähnte Beamtenunfallfürsorgesetzfür Preußen ebenfalls auf
Kommunalbeamte Anwendung findet. Diese Auffassung ist nicht
unbestritten. Sowohl nach den Bestimmungen des Reichs-Unfall-
versorgungsgeseizess als auch denen des preußischen Betriebsunfalls
gesetzes werden als Entschädigung für im Dienste erlittene Unfälle
und sonstige Gesundheitsschädigungem dem betr. Beamten:
ein vorzeitiges Ruhegehalt und Ersatz der Heilkosten, d en Hinter -

b lieb enen d e s Be a mte n : Sterbegeld und Rente gewährt.
Die Unfallfürsorge kommt für alle Beamten in Frage, welche

in reichsgesetztich der Unfallversicherung unterliegenden Betrieben be-

schäftigt sind. Solche Betriebe sind u. a.: Bergwerke, Salinen,
Gruben, Fabriken, Werften, Hüttenwerke, der gesamte Betrieb der

post-, Telegraphen- und Eisenbahnverwaltung und der Reichswehrs
machtverwaltung sowie solche Betriebe der früheren Heeres- und

Marineverwaltung, die auf Zivilverwaltungen des Reiches über-

gegangen sind.
«

«

-
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Für die Anwendung des Unfallfürsorgegesetzesist Vor-

aussetzung, daß der Beamte 1. in« einem Betriebe beschäftigt
gewesen ist, der reichsgesetzlich der Unfallversicherung unterliegt;
2. im Dienste einen Betriebsunfall erlitten hat, d. h. eine Be-

schädigung bei einem plötzlichen, zeitlich feststellbaren Vorgange, der
mit dem Betriebe in einem ursächlichen Zusammenhang steht;
Z. infolge des Betriebsunfalles entweder dauernd dienstunfähiigoder
in seiner Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt ist.

Beamte, welche in reichsgesetzlichsder Unfallversicherung unter-

liegenden Betrieben beschäftigtsind, erhalten, wenn sie infolge eines
im Dienste erlittenen Betriebsunfalles dauernd dienstunfähig werden,
ohne Rücksichtauf die Dauer ihrer Dienstzeit als Pension 6624 v.H.
ihres jährlichen Diensteinkommens bzw-. —- bei pensionsberechtigten
Beamten —-.-des pensionsfähigenDiensteinkommens. Jst der Beamte

nicht völlig erwerbsunfähig geworden, so erhält er z.B. im Falle
teilweiser Erwerbsunfähigkeit für die Dauer derselben denjenigen
Teil der vorstehend bezeichneten Pension, welcher dem Maße der

. durch den Unfall herbeigeführten Einbuße an Erwerbsfähigkeit ent-

spricht. Die Pension erhöht sichsbis zum Höchstsatzvon 100 v.H.,
wenn der Beamte durch den Unfall derart hilflos geworden ist, daß
er ohne fremde Wartung und Pflege nicht bestehen kannz

Die Hinterbliebenen eines Beamten, der infolge eines
im Dienst erlittenen Betriebsunfalls gestorben ist, erhalten neben
einem Ssterbegeld in Höhe des einmonatigen Diensteinkommens
oder der einmonatigen Pension des Verstorbenen eine zwischen
216 «M. und 2160 M. bzw. 126 M. und «»54o M. (für Kinder, Ver-
wandte und Enkel) verlaufende Rente. Bezugsberechtigt sind die

Witwe; eheliche oder legitimierte Kinder bis zum 18. Lebensjahr,
Verwandte der aufsteigenden Linie sowie elternlose Enkel, wenn ihr
Lebensunterhalt ganz oder überwiegend durchs den Verstorbenen be-

stritten worden war. Die Renten dürfen zusammen 60 v. H. des

Diensteinkommens nicht übersteigen.
Ein weiteres Gebiet der staatlichen Beamtenfürsorge ist die

Krankenfürs orge. Bei dem Beamten findet in Krankheits-
fällen ein Abzug vom Gehalt nicht statt. Diese Sachlage entbindet

die Beamten von der Krankenversicherungspflicht. Jm Rormalfalle
mußder Beamte seine auf Krankheit zurückzuführen-deDienstunfähigs
keit längstens nach drei Tagen, u. U. unter Vorlegung eines ärzts
lichen Attestes nachweisen.

«

Als zusätzliche freiwillige Krankenfürsorgemaßnahme für die

Reichspostbeamten der niederen Besoldungsgruppen bestehen K«r an -"

kenkassen für Post- und Telegraphenbeamte, die

auf Grund besonderer Satzungen den Mitgliedern sowie den An-

gehörigen ihres Hausstandes in Krankheitsfällen —-

gegen Zahlung
von Eintrittsgeldern und Beiträgen —- ärztliche Hilfe, Arzneien und

Heilmittel gewähren. Das Reich unterstütztdiese Kassen durch Zu-·
schüffe und führt die Aufsicht über sie. Seit I. April 1926 besteht
auch im Bereiche der Deutschen Reichsbahn eine freiwillige
ReichsbahnbeamtensKrankenversorgung mit der

Zwecksetzung allen Reichsbahnbeamten, Reichsbahnbeamtinnen und

nicht krankenversicherungspflichtigen Angestellten Gelegenheit zu
geben, sich selbst und ihren Familienangehörigen einen Zuschuß zu
den Kosten der Krankenbehandlung zu gewähren.

Ein besonders wichtiges Gebiet in der staatlichen Beamten-

fürsorge ist die Fürsorge im Falle der Nichtbeschäftigung
und bei Dienst unfähig-kein Reich, Länder und Gemeinden
müssen sich mehr noch als andere Unternehmung-en bei der Anstellung
von Beamten auf das zur Bewältigung der Verwaltungs- und Be-
triebsarbeit absolut notwendige Maß beschränken,weil die Beamten ,

lebenslänglich verpflichtet, mithin auch lebenslänglich Ansprüche an

den Staat zu stellen berechtigt sind.
In der Vorkriegszeit ist von der nach den Beamtengesetzen ge-

gebenen Möglichkeit der einstweiligen Pensionierung (z.B. wegen
vorübergehender Nichtbeschäftigung) nur in äußerst seltenen Fällen
Gebrauchs gemacht. Die Rachkriegszeit brachte außergewöhnliche
Verhältnisse mit sich, die es. notwendig gemacht haben, Beamte in

größerer Zahl vorläufig unbeschäftigt zu lassen. Da für diese Maß-
nahme die gesetzlich gegebenen Bestimmungen nicht ausreichtem
wurden besondere Personalabbauverordnungen erlassen, durch welche
der während der Kriegs- und Nachkriegszeit übermäßig vergrößerte
Beamtenapparat wieder auf ein« erträgliches Maß zurückgeführt
werden sollte. Unter diesen Umständen ist die Frage der Wartegeld-
empfängerundi der ihnen vom Staat gewährleistetenFürsorge heute von

besonderer Bedeutung. Die Gewährung eines Wartege ldes setzt imsGegens
satz zum Ruhegehalt voraus, daß das Dienstverhältnis noch fortbesteht,
wenn auch der Beamte vorübergehend keine Amtsstelle zu versehen hat.

Jm Falle der Dienstunfähigkeit, hervorgerufen »durch Invalidität
oder Alter, gewähren Reich-, Staat und Kommunen ihren Beamten

grundsätzlicheine Pension. Der Anspruchs auf Pension muß nach
Artikel 129 der Reichsverfassung durchs Gesetz geregelt werden. Diese
Art der Abfindung der Beamten beruht auf der sogenannten Renten-

theorie, nach welcher den Beamten keine Entlohnung für geleistete
Arbeit im eigentlichen Sinne (Leistungstheorie), sondern eine lebens-

längliche Rente dafür gewährt wird, daß sie ihre ganze Persönlichkeit
in den Dienst des Reiches bzw«.des Staates stellen und infolgedessen
nicht die Möglichkeit haben, für die Versorgung ihrer Person im
Alter und ihrer Hinterbliebenen nach ihrem Tode zu arbeiten.

Voraussetzung für die Gewährung einer

Pension aus der Reichs-, Staats- oder Kommunalkasse ist, daß
der Beamte nach einer Dienstzeit von wenigstenszehn Jahren infolge
eines körperlich-enGebrechens oder wegen Schwäche seiner körper-
lichen oder geistigen Kräfte zur Erfüllung seiner Amtspflichten
dauernd unfähig ist und in den Ruhestands versetzt wird. Bei Be-

amten, die das est-. Lebensjahr vollendet haben, ist die eingetretene
Dienstunfähigkeit nicht Vorbedingung xdes Anspruches auf Pension.
Für die Berechnung des Ruhegehalts find bestimmends die Höhe des

Diensteinkommens zur Zeit der Pensionierung und die Gesamtdiensts
zeit. Die Bestimmungen über die Art der Berechnungund Höhe des

Ruhegehaltess und über den Gang des Pensionierung.sversahrens er-

geben sich aus den« Beamten- bzw. Pensionsgesetzen für Reich und

Länder und den betr. Ergänzungsgesetzen der Rachkriegszeit.
Die Hinsterbliebenenfürsorge des Staates ist eben-

falls gesetzlich geregelt« Dieselbe wird in Form von Witwen- und

Waisengeld gewährt. Auch den Beamten der Reichspost und der

Reichsbahn steht ein Anspruch sowohl auf Wartegeld als auch auf
Hinterbliebenenversorgung zu.

-

Vom Wesenund Wirken der Konkordaie
Von D. Dr, v. Campe, M. d. L.

Unter Hinweis auf die entsprechenden Beiträge in den Heften
8 und 20 des vorigen Jahrganges schließt die Schriftleitunz diese
Diskussion der Mitarbeiter.

Konkordat ist eine Vereinbarung zwischen Staat und Kurie.
Aber nicht jede solche Vereinbarung ist ein Konkordat. Es unter-

scheidet sich durch Form und Inhalt von gewöhnlichen Verein-

barungen.
«

"

Vereinbarungen zwischen Staat und Kirche werden fast täglich
geschlossen. Man einigt sich unter den maßgebenden Stellen über

diese oder jene Frage von größerer oder geringerer Bedeutung, über

Fragen von allgemeinem oder nur lokalem Interesse. Bald ist es

die Sicherung des Gottesdienstess gegen Straßenlärm, bald die Zeit
des Konfirmandenunterrichts, dann die Einziehung von Steuern,
»dieAusgestaltung ein-es Lehrbuches u. a. m. Solche Abmachungen
sind selbstverständlichkeine Konkord«ate.«

(

«

Anfang des 19. Jahrhunderts verhandelte die Kurie mit

Preußen über den« Abschluß eines Konkordats. Nach langjährigen
Verhandlungen kam eine Einigung über verschiedene Gegenstände
zustande, im wesentlichen über die Abgrenzung der Diözesen, finan-
zielle Leistungen des Staates und die Bischofs-wohl Die Kurie

drängte immer wieder auf Abschluß eines Konkordats. - Man wollte
das Verhältnis zwischen Staat und Kirche in allen seinen Be-

ziehungen regeln. Der Preußische Gesandte Niebuhr hatte die strikte
Anweisung, den Abschslußeines Konkordats abzulehnen. Schließlich

·

also einigte man sich in einem Notenwechsel über die Regelung der

XOX i-

bezeichneten Punkte. Der Papst solle in einer Bulle diese Fragen
dementsprechend für die Kirche regeln, der Staat werde dieser Rege-,

lung dann kraft seines Hoheitsrechts staatliche Bindung verleihen.
So geschah es durch die Bulle de salute animarum und anschließend
durch eine Kabinettsordre des Königs. Auch diese Vereinbarung ist
kein Konkor.dat. .

Aber was ist denn nun das für ein Kankordat Charak-
teristische? Der Begriff des Konkordats ist geschichtlichge-
worden. Geschichtlich geworden in dem grundsätzlichen Streit

zwischen Staat und Kirche währen-d des Mittelalters. Jener Streit

drehte sich um die grundsätzliche Abgrenzung ihrer Zu-
ständigkeiten. Legte man ihn bei, ssogeschah das in feierlicher Form.
Danach ist ein Konkordat ein

,

in b esonders feierlicher
Form abgeschlossenerVertrag zwischen Staat und«Kirche zur grund-
s ätzlichen Abgrenzung ihrer Zuständigkeiten auf dein ges am-

t en zwischen ihnen liegenden Streitgebiet. Ein Konkordat zielt also
auf Regelung grundsätzlicherStreitpunkte ab. Es machtgrundsätzlich
an keinem Punkt halt. Es will die ganze Grenzlinie an jedem ein-

zelnen Punkte festlegen. Unds dass soll grundsätzlich geschehen
—-

nichttediglich um einen modus vivetwdi zu schaffen.Das»sind die

wesentlichen Kriterien. Wie die feierliche For-m sich ausgebildethat,
interessiert hier nicht —- auch nicht, ob sie eine ganz sestliegendeist.

Man muß zugeben, daß die Grenzlinie zwischen einem Kon-

kordat und einer gewöhnlichenVereinbsarungnach Form und Inhalt
fließendist. Asber das trifft das Grundsätzlichenicht.
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Danach sind jene häufigen Übereinkommen über Fragen der
praktischen Handhabung der Verwaltung keine Konkorsdate—, sie
sind das schon deshalb nicht, weil sie eine grund s atzll ch e Fest-
legung vermeiden, selbst wenn es sich um eine wichtigere Frage
handelt. Sie begnügen sichs mit einem modus vivend1. Dahin
gehören z.B. auch jene Vereinbarungen, auf Grund welcherder
Staat die Kulturkampfgesetze abzubauen sich·bereit erklarte. Sie
wollen auch- nicht das gesamte Streitgebiet a-bgrenzen. Daher sind
auch die der Bulle von 1821 zugrunde liegenden Vereinbarungen
keine Konskordate. Sie beschränkensich ja auf eine Einigung uber

einzelne, zumeist mehr an der Peripherie liegen-denStreitpunkte.Es

kommt hinzu in all diesen Fällen der Mangel einer feierlichen»Form,
wsie er einem Friedensschlussezukommt. Mag die Grenzealso-immer-
hin fließend sein k—— es bleibt wichtig, sich doch grundsatzlich über die

Grenzführung klar zu sein. · ·

Es gsibt Ereignisse, die leben in der Erinnerung, im Empfinden
des Volkes vielleicht nur als unklare oder gar unsbewußte
Stimmungsswerte fort. Dahin gehört z. B. die Hermannsschlacht,das
Wirken Karls des Großen, das Wirken Tuthers, der Dreißigjährige
Krieg, die FranzosenzeitNapoleons u.·a.m.( Dahin gehört auch der

ununterbrochene Streit zwischen Staat und Kirche im Mittelalter.
An ihm hat das deutsche Mittelalter sich verblutet. Dieser Streit

hat die Grundlagen einer deutschen Weltmachtstellung erschüttert,
stärker erschüttert als die Glausbensspaltung und der Dreißigjährige
Krieg. Und die vielen Konkordate, mit denen man diesen Streit
schließlich zu schlichten versuchte, haben nur zu neuem Streit geführt-

Frieden« hat es nicht gegeben, nur neuer Streit ist entfacht,
Streit, in dem deutsche Kraft sich a-u«frie-b.Stimmungen, aus solch
geschichtlicher Erfahrung immer wieder von neuemi geboren, sind nur

Imponderabilien; aber Imponderabilien sind Wirklichkeitsmächte.
Und diese Imponderabilien sind nun einmal mit Wort und Begriff
»Konkordat« verwachsen, untrennbar davon. Wer sagen will, was

ein Konkordat ist, kann an dieser Tatsache nicht vorbeigehen.
-Vereinbarungen. von Dauerwirkung werden sich also bei der

grundsätzlichenEinstellung der beiden Verhandlungspartner immer nur

sehr schwer erzielen lassen. Nur ein modus vivendi ist möglich.Kann .-

denn unter diesen Umständen ein Vertrag Dauerfrieden schaffen, wo der

bindende Charakter des Vertrages beiderseits doch nur sehr bedingt
anerkannt wird, swo jeder davon ausgeht, daß es selbstverständlichsei,

. daß man seine grundsätzlicheStellung aufrechtevhalte, a u ch o h n e e s

zu sagen. Kurie und Regierung warfen sich 1817 sofort nach
Abschluß des Bayerischen Konkordats Mentalreservation vor —- man

habe nicht offen gesprochenl Ansätze von Unstininnigkeiten zeigten
sich auch jetzt nach Abschlußdes neuen Bayerischen Konkordats. Der

Papst nimmt grundsätzlich für sich das Recht in Anspruch,. sich von

jedem Konkordat einseitig loszusagen, wenn es der Kirche so fromme.
Er hat 1921 für die von Preußen 1919 abgsetrennten Gebiete die-

1821 geschlossenen Vereinbarungen als aufgehoben erklärt, weil deren

verfassungsrechtliche Verhältnisse sich grundlegend geändert hätten.
Das 1801 von Rapoleon gefchlossene Konkovdat hat die Kurie be-

stehen lassen, wiewohl Frankreich bald Kaiserreich, bald Königtunv .

dann wieder Kaiserreich und endlich Republik wurde. Sie ließ es

auch für Elsaß bestehen, als dieses 1871 an Deutschland fiel. Es
blieb bei diesem Zustande, wiewohl Frankreich das Konkordat 1905
aufhob. Es gilt auch jetzt noch für Elsaß,-wiewohl das Elsaß nun

wieder an das konkordatfreie Frankreich gefallen ist. Die 1824 mit

7

Hannover geschlosseneVereinbarung ist auch trotz der Veränderungen
von 1866 nie als hinfällig behandelt worden. Osterreich hat das
1855 geschlossene Konkordat 1871 aufgehoben, weil der Gegen-
kontrahent seit dem Vatikanum ein anderer geworden sei. AngebliFh
hat bei den jetzt schwebenden Konkorsdatsverhandlungen die Kurie sich-«
für Preußen auf den Standpunkt gestellt, daß infolge der Weimarer

Verfassung die Vereinbarung von 1821 gelöst sei.
Man sieht: Jeder Teil läßt sich weit mehr durchs sein Interesse

als durch eine Rechtsbindung bestimmen. .

Wenn die 1821- mit reußen getroffene Vereinbarung im all

gemeinen friedliche und ür beide Teile erträgliche Zustände ein

Jahrhundert hindurch schuf, so ist das darauf zurückzuführen,daß
man sich auf die Regelung-von mehr an der Peripherie liegenden
Streitpunkte beschränkte. Heute soll die durch die Weimarer Ver-

fasfung herbeigeführte ,,Entgötterung« oder doch »Entchristlichung«
des Staates eine Neuordnung erforderlich machen. Das ist eine

Redewendung, die vor dem merklichen Tatbestand doch keinen
Stand hält. Die »Trennung von Staat -und Kirche war-

nicht nur eine Forderung der »Gottlosen«, nicht nur der

»Liberalen«, sondern auch der »Hochkirchlichen"beider Lager, wenn

dieser Ausdruck für »den Katholizismus, wie den deutschen Protestans
tismus zu gebrauchen erlaubt ist. Diese Trennung ist zudem nur

eine grundsätzliche Eine reine Durchführung ist unmöglich.
Historische Gebundenheit hindert das.

"

Freiheit »der Kirche bedeutet
keine Entchristlichung des Staates. Ein widerchristlicher Staat
könnte einer ihm an Macht fast ebenbürtigen Stelle keine unum-

- schränkteFreiheit »geben. Der Staat ist trotz der Trennung noch nicht
einmal christlich-gleichgültsig.Er ist in all seinen Fasern mit der

Kultur verwachsen; —·-— und diese Kultur wurzelt stark in christ-
lichem Mutterboden. Der Staat schützt den Sonntag, den Gottes-

dienst, gibt den Kirchen die Rechte öffentlicherKörperschaften- gibt
und sichert ihnen Steuerrecht, alimentiert sie dauernd mit-Millionen
und aber Millionen, macht den Religionsunterricht zum ordentlichen
cehrfach jeder Schule, gewährleistet einen.Religionsunterricht nach
den Grundsätzen der Kirche. Er gestattet im Vergleich zu dem

früheren Staat eine absolut kirchenfreundliche Entwicklung des kirch-
lichen Ordenswesens. Rein, dieser Staat ist weder-entgöttert, noch
unchristlich, noch sauch nur religionsgleichgültig

Dsie Form, in der man sich über die Beteiligung der Kirche am

Religionsunterricht bis dahin im Verwaltungswege durch loyale
Fühlungnahme geeinigt hat, ist beiden Teilen gerecht geworden-.
Lassen wir es dabei. Nur eine einzige Bestimmung der Weimarer

Verfassung könnte eine Änderung der Vereinbarungen von 1821 er-

forderlich machen. Nach Art.137 verleihen die Kirchen ihre Ämter

selbständig. Heute werden die Domkapitulare monatlich abwechselnd-
vom Staat und von »der Kirche ernannt. Glaubt man diese Regelung
mit Art. 137 nicht vereinbaren zu können-unbedingt unvereinbar ist
das nicht, ich sehe hier davon ab, das nachzuweisen —, so mag man

eine andere Regelung- treffen, aber immer nur eine solche, die die

staatlichen Belange unbedingt sichert. Das aber wäre auch die einzig
nötig-eÄnderung. Alles andere lasse man sbeim alten. Es hat fich
bewährt und .—— es diente dem Frieden. Und ein friedliches Zu-
sammenleben von Staat und Kirche ist heute nötiger denn je. Beide
Teile wünschen es, ich darf wohl sagen in allen Tagerm Diesem
Zwecke dienen am besten nun den-heutigen Verhältnissen angepaßte

.«Vereinbarungen im Sinne der Vereinbarung von 1821.

Ausgrabuiigeiiam Burg-well von Lossow (Kr. Lebus·). .

ie«beidenv das Odertal nördlich und südlich
von Frankfurt begrenzenden Hochufer, im

Osten der Höhenrand des Landes Stern-

berg und im Westen der Höhenranddes

Landes Lebus, treten unmittelbar ober-

halb von Frankfurt· auf eine Strecke von

etwa 10 km nahe an den Fluß heran. Dieser
Umstand ermöglicht einen auch bei Uber-

schwemmungen oder in Perioden feuchteren
Klimas benutzbaren, sicheren Übergang über
das Odertal in der Richtung von Ost nach

III-It
«

«-

--,,-.4 ««
«

West. Die günstigste «

Strecke ungefähr da, wo sich heute die Stadt Frankfurt ausdehnt.
Nach Ausweis der zahlrei en Funde hat man hier seit der jun-
geren Steinzeit den Fluß überquert. Noch heute vermittelt dieser
Punkt den Verkehr zwischen Warschau und Berlin. Eine besondere
Bedeutung kommt dem Frankfurter Übergang auch in strategischer
Hinsicht zu. In unruhigen Zeiten hat man daher diesen Punkt
immer wieder durch Befestigungen gesichert. Im Mittelalter und

in der Neuzeit hat Frankfurt als Festung diesen Schutz übernommen.
In vorgeschichtlicher und wendischer Zeit hat dagegen der damaligen
Befestigungstechnik entsprechend der Burgwall von Lossow den Fluß-

Ubergangsstelle liegt am Nordeiide dieser

genannten Seiten so

Von DrsWi Unverzag-t, Berlin.

übergang gedeckt. Er liegt auf dem linken Oderufer etwa 6 km

südlich von Frankfurt und 1,5 km östlichdes Dorfes Tossow an einer

für die Anlage einer Befestigung von Natur aus hervorragend ge-

eigneten Stelle. Seine Ostseite bildet die als landschaftlich schönster
Punkt der mittleren Oder bekannte »Steile Wand«, ein etwa 250 m

langer und»2o———50m hoch aufragender Steilabfall, mit dem sich
der. Höhenrand des

, ,

.

Landes Tebus fast
senkrecht zum. Was- -

,

serspiegel des Flusses
absenki. Einen ähn-
lich günstigen na-

türlichen Schutz be-

sitzt die Südseite
des Burgwallges
ländes durch ein

senkrecht zur Oder

verlaufendes.tiefein-
geschnittenesTaLDies
ser natürliche Schutz
war auf den bei-den Bua vom wenn-an Hm Vordergrundve- wie-

Graben mit dem Schnitt durch den Klotho-all

los
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stark, daß man hier von

künstlichen Befestigungen ab-

sehen konnte. Im Westen, wo

das Gelände mit der Hochfläche
zusammenhängt, und im Norden,
wo nur eine flache Mulde vorge-
lagert ist,war ein künstlicherSchutz
erforderlich. Hier hat man einen

!

mächtig-enWall aufgeschüttet, der

sich im Westen noch jetzt in einer

Höhe von stellenweise 6m über

dem Innern der Burg er ebt. Seit
alters ist dieses etwa 2 X200 m

messende Burgwallgebiet, eines
der größten Denkmäler dieser Art
in der Mark, als hervorragende
Fundstelle prähistorischer Alter-
tümer bekannt. Eine besondere,
weit über das Tokale hinaus-
gehende Bedeutung gewann es

im Jahre 1919. Damals stieß
man bei der Erweiterung des

tiefen Einschnittes der Haupt-
strecke Berlin-Breslau, der den

östlichen Teil des« Geländes

gleich hinter der »Steilen Wand«

von Norden nach Süden durch-

seines Ausbau-es festgestellt. Es

zeigte sich, daß der Wall nicht,
wie die meisten derartigen An-

lagen, aus den Resten einer

zusammengestürzten Holzerde-
mauer bestand. sondern daß er

von vornherein als breiter Wall

mit steiler Böschung gedacht war.

Die zu seiner Aufschüttung
erforderlichen Erdmassen wurden

aus zwei tiefen Mulden
vor und hinter dem Wall ge-
wonnen. Die äußere Mulde
diente als eine Art Graben,
zugleich als Annäherungshinder-
nis. Um den aus diesen Ver-

tiefungen gewonnenen Erd-

massen einen Halt zu geben,
setzte man Bohlen in Form von

Rahmen von Zm Länge und

1,20m Breite neben- und über-

einander-. Die so entstehenden
Kasten wurden wie -in der
modernen Betontechnik üblich
eingestampft. Die in der Mitte
des Walls befindliche durch
Einlage von Moränenblöcken be-

fährt, auf eine Reihe von

5——7m tiefen und 1—2m im

Durchmesser haltendenv kreis-
runden Schächten, aus deren

Füllung zahlreiche Tiers und

Menschenknochen, Scherben von Tongefäßenusw. zutage kamen. Diese -

Anlagen waren etwas völlig Neues und erregten großes Aufsehen.
Man deutete sie als Brunnen oder Gruben, in denen man die Reste
von Menschen- und Tieropfern beigesetzt hätte-. Leider mußten die

Bahnarbeiten so schnell durchgeführt werden,
daß keine Möglichkeit bestand, die Gruben
mit ihren Einfüllungen näher zuiuntersuchen
und damit zu entscheiden, ob sie als Brunnen
oder Opfergruben zu deuten seien.

Eine planmäßige Untersuchung dieser
Anlagen wurde damals in Aussicht ge-
nommen, mußte aber wegen der bald darauf
einsetzenden Jnflation immer wieder ver-

schoben werden. Nach Bereitstellung von

Mitteln durch die Notgemeinschaft der

Deutschen
«Wissensch-axt,

das Preußische
Ministerium für Wis enschaft, Kunst und

Volksbildung und den Kreis Tebus konnte

endlich im Herbst 1926 mit den Grabungen
-

begonnen werden. Diese werden unter

Leitung des Berliner ·Museums für
Völkerkunde in Zusammenarbeit mit den

Jnstanzen der provinziellen und lokalen Denkmalpflege ausgeführt.
im Laufe der . nächsten Jahre einen großen

Teil der Innenfläche des Burgwalls abzudecken, um auf diese sweise
den Grundriß der von dem Wall umschlossenen Anlagen zu ge-

..

·

Mit den bisher

JEs ist geplant,

Wlnnen.

los-ov-

konstruktion sollen noch ermittelt werden.
des Walles wurden pfostenlöcher eines Baues angetroffen, der nach
Ausweis der darin eingeschlossenen Funde erst kurz vor Anlage des
Walles geräumt worden ist.

sonders verstärkte Kernschsicht
dieser Kasten hat wohl ursprüng-
lich die Wallkrone noch um einige
Meter als Holzerdemauer über-

ragt. Einzelheiten der Wall-
Unter der Standfläche

Jm Jnnenraum ergab sich, daß das

Gelände durch eine 0,50m bis 1,20m starke
dunkle Kulturschicht mit zahlreichen psosten-
löchern und Hausgruben bedeckt ist, die sich
deutlich in zwei Teile gliedert. Der zu
unterst liegende Abschnitt gehört nach Aus-
weis der Funde der jüngsten BronzeiI und
der älteren Eisenzeit an (rund 1000—600

v. Chr.). Hier konnte noch einmal eine

Unterteilung in zwei sich überschneidende
Siedlungsschichten deutlich festgestellt werden.

Soweit sich bis jetzt übersehen läßt, gehören
sie zur sogenannten Aurither und älteren

Göritzer Kultur. Der obere Abschnitt de«r

Kulturschicht stammt dagegen aus einer zweiten
Besiedlung ides Burgwalls in der wendischen
Zeit (rd. 700—1100 nach Chr.). Aus der

dazwischen liegenden jüngeren Eisen- und

römischenKaiserzeit fehlen, wie bisher überall in den Befestigungen
der Mark, jegliche
Häusern hoben sich in dem weißen Sand, der den gewachsenen Boden
des größten Teils des Burgwallgeländes bildet, prachtvoll ab.

Funde. Die pfostenlöcher und Gruben von

-.JX.I
,

N. ·
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in zwei Abschnitten (Herbst
1926 und Herbst 1927) aus-

geführtenGrabungen ist die

Voruntersuchung des Burg-
walls abgeschlossen. Mit

der eigentlichen Hauptunter-
suchung wird im Sommer

1928 begonnen werden. Ziel
der Probegrabung-;i war,

·eine.n Einblick in die Boden-

verhältniffe und den Auf-
bau des Geländes zu ge-
winnen und nach Möglich-
keit die Zusammensetzung
der tiefen Gruben zu er-

forschen. Zu diesem Zwecke
wurden zwei zueinander
senkrecht stehende Gräben
von je 1m Breite durch
das ganze Gelände hin-
durch in der Richtung von

Osten nach Westen und
vons Norden nach- Süden

geführt. Dabei wurde

auch der Nordwall zum
ersten Male durch-
schnitten und das Prinzip

Jn den beiden durchs das- Gelände gezogenen Versuchsgräben
wurden etwa 19 neue Schächte festgestellt, die über das ganze
Gelände verteilt waren, so daß einschließlich der beim Bahnbau
I919 gefundenen bereits 52 solcher Anlagen auf kleinstem unter-

suchtensRaume vorliegen. Man wird mit dem Vorhandensein sehr zahl-
reicher derartiger Gruben

rechnen müssen. Zwei von

diesen Schächten wurden

eingehender untersucht. Sie

besaßen eine Tiefe von 5

bzw. 7,40 m. Die Ein-

füllung wars bei beiden

völlig gleichartig. Aus der
Tatsache, daß der Aushub

der Gruben in fast unbe-

rührtem Zustande wieder in
diese hineingelangt ist, er-

gab sich, daß sie bald nach
ihrer Anlage wieder ein-

gefüllt worden sind. Man

hat sie durch hartgestampfte
Erde oben sorgfältig ver-

schlossen. In diese Füllung
waren wagerechte Schichten
mit Tiers und Menschen-
knochen eingebettet. Die

Lagerung der Knochen
ließ einwandfrei erkennen
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daß sie mit dem umgebenden Fleisch beigesetzt —worden sind.
Die genau-e Untersuchung der beiden Gruben ergab,«daß
eine Deutung als Brunnen nicht in Frage kommen kann. Wir er-

klären sie daher einstweilen als Gruben, die zur Aufnahme der Reste
von Menschen- und Tieropfern bestimmt waren, und nehmen an,

«

daß man jedesmah bei Gelegenheit eines Kultfestesx eine solche
Grube angelegt, darin die Opfer beigesetzt und dann die Grube

wieder sorgfältig zugemacht hat. Die aus den Gruben zutage ge-

förderten Tonscherben, sowie Uberschneidungen mit Pfostenlochern,
ergaben mit Sicherheit, daß sie in die erste Besisedlungsperiodedes

Burgwallgeländes, und zwar vermutlich in den Jüngeren, der alteren

Die fünfte Tagung lder Vorbereitenden

Abtiifluugskoiiiuiisstom
Vom lö. bis 24. März tagte in Genf die Vorbereitende Ab-

rüstungskommission,und zwar war es ihre fünfte Tagung. Drei
Punkte waren auf die Tagesordnung gesetzt:

I· Die Erörterung des Ergebnisses der letzten Tagung- des

fielåerheitskomiteez
die vom 20. Februar bis 7. März d. J. statt-

an ,
v

2. die Diskussion des von der Sowjetregierung vorgelegten
Planes zur allgemeinen und vollständigenAbrüstung,

Z. die Erörterung des· gegenwärtigen Standes der Arbeiten
der Vorbereitenden Abrüstungskommission.

Was Punkt 1 angeht, so wurde er kurz und reibungslos er-

ledigt. Das die Ergebnisse, zu den die Beratungen des Sicherheits-
komitees führten, vor ihrer endgültigen Annahme durch das

Komitee in zweiter Lesung durchzuberaten sind, so konnte nicht
viel mehr geschehen, als sie vorläufig zur Kenntnis zu nehmen.
Von deutscher Seite wurde Gelegenheit genommen, darauf hinzu-
weisen, daß Deutschland, das an den Arbeiten des Sicherheits-
komitees mit größter Bereitwilligkeit teilgenommen hat und damit

dazu- beitrug, daß auf dem Wege der-' Sicherheit ein« Schritt vorwärts

getan wurde, nunmehr erwarten müsse, daß auchjn punkto Ab-

rüstung nunmehr endlich ein Schritt vorwärts getan werde.

Der von der Sowjetregierung vorgelegte Plan einer allgemeinen
sofortigen und vollständigen Abrüstung, der« als Punkt 2 der

Tagesordnung besprochen wurde, führte zu mehrtägigem recht leb-
haften Debatten, die mit der Verwerfung des: Planes der Sowjet-
regierung end-igten. Der deutsche Delegierte hob dabei die positiven
Gesichtspunkte des ruf-fischen Planes hervor und« empfahl eine ein-

gehende Beratung. Die überwiegende Mehrheit der Kommission
entschied«jedoch negativ. Der Sprecher der Sowjetdelegation
Titwinow überraschte dann die Kommission durch Vorlage eines
neuen detailliert ausgearbeiteten Planes einer sofortigen Teil-

abrüstung mit der Begründung, daß, da ihr erster Plan abgelehnt
«

worden sei, die russische Regierung als Anfang der Verwirklichung
ihrer Jdee von der allgemeinen TotalsAbrüstung durch Vorlage
ihres neuen Planes den ersten Schritt zu ihrem idealen Ziele
herbeiführenwolle und dessen sofortige Diskussion verlange. Aber
die Kommission war auch zur Diskussion des zweiten russischen
Entwurfs nicht bereit und verschob ihn auf ihre nächste Tagung.

Was schließlich Punkt Z der Tagesordnung, die Erörterung
des gegenwärtigen Standes der Arbeiten der Vorbereitenden Ab-

rüstungskommission,angeht, so wurde bald klar, daß die große
Mehrheit der Kommission auch bezüglich dieses Punktes nicht zu

positiver Arbeit aufgelegt war. Trotz des bei ihrer letzten Tagung
einstimmig gefaßten Beschlusses, die zweite Lesung des Kon-

ventionsentwurfes für eine internationale Abrüstungsregelungauf
dieser fünften Tagung vorzunehmen, war die Mehrheit »der
Kommission durchaus abgeneigt, das nunmehr zu tun, desavouierte

sich. also damit selbst. Es kam zu lebhaften und z. T. recht scharfen
Debatten, bei denen der deutsche Vertreter, Graf Bernstorff,energisch
verlangte, daß nun endlich auf dem Gebiete der .Abrustungein
Schritt vorwärts getan werde. Graf Bernstorff wies auf die im

Versailler Vertrag und in der Völkerbundssatzungenthaltene
moralische und juristische Verpflichtung hin, der deutschen Ab-

rüstung die allgemeine Abrüstung folgen zu lassen und·geb·rauchte
das glücklicheBild eines Wechsels, den Deutschland hinsichtlichder

Abrüstung in Händen habe, den es bisher stets prolongiert habe und

auf den es nun endlich wenigstens eine Abschslagszahlungverlangen
Müsse. Der deutsche Delegierte brachte schließlicheine»Resolution
ein, durch welche die- Vorbereitende Abrüstungskommissionndem

Völkerbundsrat die Bitte unterbreiten sollte, bei seiner nachsten
SiDzng für die erste allgemeine Abrüstungskonferenzeinen Termin

W

Göritzer Kultur angehörenden Abschnitt zu setzen sind. Weitere -

Untersuchungen solcher Gruben sollen zur Bestätigung der bisherigen
Annahmen noch ausgeführt werden.

In der etwas höher liegenden Südosteckedes Jnnenraumes der

,Burg wurde durch einen Versuchsgraben das Vorhandensein einer

etwa Z m starken slawischen Mauer mit davorliegendem 25 m breiten
und bis zu 4 m tiefen Graben festgestellt. Ob man es hier mit

einer kleinen Herrenburg innerhalb des großen Burgwalls oder

mit der Stützmauer für das Podium eines slawischen Tempels zu
tun hat, wird die für den Sommer 1928 in Aussicht genommene
Grabung entscheiden.

«

. Zur Zeit-geschickteI-

bald nach der neunten Tagung der Völkerbundsversammlung, also
gegen Ende dieses Jahres festzusetzen und« die Regierungen zur
Teilnahme an dieser Konferenz einzuladen. Dieses Verlangen des

Grafen Bernstorff ergab sich ganz logisch aus der von der Mehrheit
der Kommission vertretenen Ansicht, daß die Kommission vorläufig
nicht in der Tage sei, zur zweiten Lesung ihres Konventions-

entwurfs zu schreiten, da sie die bei der ersten Lesung zutage ge-
tretenen Gegensätze nicht aus der Welt schaffen könnte. Da die

Vorbereitende Abrüstungskontmission die erste Jnternationale Ab-

rüstungskonferenz vorzubereiten hat, müßte sie deren Einberufung
befürworten,"wenn sie sich überzeugt, daß sie selbst die Grundlagen
zu· einer Einigung nicht finden kann.

Was schließlich von der Kommission beschlossen wurde,- lag
leider nicht auf dem Wege einer schleunigen Herbeiführung der Ab-

rüstungskonferenz,sondern in der entgegenge etzten Richtung. Die

Kommission verschob alles auf ihre nächste agung, Ädie einberufen
werden soll, sobald der Präsident sich nützliche Arbeit verspricht,
jedoch- möglichst vor der nächsten Völkerbundsversammlung. Da-
durch, daß die Kommission keinen festen Termin für ihre nächste
Tagung bestimmte, sondern diesen offen ließ, und durch die Be-

gründung, mit der sie dies tat, hat sie mit aller Deutlichkeit zu er-

kennen gegeben, daß sie vorläufig keine Möglichkeiten der Einigung
und damit für einen ersten Schritt zur Abrüstung sieht. Die Vers

'«

handlungen zeigten nur zu deutlich, daß ein positiver Wille zur Ab-

rüstung beinahe nirgends besteht und daß das deutsche Volk die

Hoffnung auf Ausgleichung der zwischen Deutschland und seinen
Nachbarn bestehenden und für uns auf die Dauer unerträglichen
Rüstungsdifferenzen auf dem Wege internationaler Abrüstung aus-

gegäichen
zu sehen, allmählich auf den Rullpunkt herabsinken lassen

u .

das politischeGrenzdekret.
Am 23. Dezember vorigen Jahres hat die polnische Regierung

kraft der ihr im Sommer 1926 vom Sejm zugestandenen Vollmachten
im Verordnungswege ein umfangreiches Grenzgesetz erlassen, das

in« Deutschland nichst nur ein starkes Interesse, sonder-n auch·lebhaften
Widerspruch hervorgerufen hat. Denn durch dieses Dekret werden

vom Gesichtspunkt der Staatssicherheit aus den Verwaltungs-
behörden sehr weitgehende Befugnisse übertragen,über den Aufenthalt
von Jnländern wie Ausländern im Grenzgebiet zu entscheiden, sa,
unter Umständen dort befindlich-en Grundbesitz zu enteignen. Damit

schien einmal eine neue Bedrohung der deutschen Minderheit in den

ehemals deutschen Gebietsteilen Polens gegeben, zumal bekannt ist,
daß die Bemühungen zur weiteren Verdrängung des deutschen Ele-
ments, beispielsweise mit Hilfe der Agrarreform, sich von jeher be-

sondersl auf das Grenzgebiet richteten. Ferner wurden aber auch auf
diese Weise der Niederlassung von Reichsdeutschen, deren Regelung
durch den deutsch-polnischen Handelsvertrag angestrebt wurde, erneut

erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Denn wenn auch das polnische
Dekret allgemein von Ausländern spricht, liegt doch- auf der Hand,
daß in der Praxis ins den polnischen Westgebieten fast nur Reichs-
deutsche in Frage kommen. Diese Maßnahmen gegen das Nieder-

lassungsrecht von Reichsdeutschen in Polen wurden in Deutschland
usm so peinlicher empfunden, als im Sommer 1927 über diesen Teil
des deutsch-polnischen Handelsvertrags in Warschau bereits eine

Verständigung erzielt worden war, die nun von Polen einseitig
durchkreuzt wurde. Man muß dabei bedenken, daß der in »Frage
kommende Grenzstreifen von Zo km Breite den größeren Teil des

Korridors und PolnischsOberschlesiens bedeckt. Überdies steht die

Ausdehnung des Grenzdekrets auf PolnischsOberschlesien im Wider-

spruch mit den im deutsch-polnischen Genfer Abkommen für Ober-

schlesien getroffenen Bestimmungen über Wohnrecht und Aufenthalt.»

Wegen der Ausdehnung dieses Grenzdekretsauf Oberschlesien
legte die Deutsche Regierung bei der Gemisch-ten Kommission für
Oberfchlesien Beschwerde ein. Jm übrigen suchte sie die polnische
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Regierung zu bewegen, noch vor dem Inkrafttreten des Dekrets am

23. März eine befriedigende Abänderung des Dekrets vorzunehmen.
In der Tat wurde inf Warschauam 18. März ein Abänderungs-

dekret zu dem Grenzdekret veröffentlicht, aber die Abänderungen
waren unzulänglich. Die Ausdehnung des Dekrets auf Oberschlesien
blieb bestehen. Die einzige wesentliche Milderung zugunsten Reichs-
deutscher bestand darin, daß die bereits in der Grenzzone wohn-
haften Reichsdeutschen nicht neuerdings eine Aufenthaltsgenehmigung
nachzusuchen brauchten. Nach wie vor wurde jedoch das Nieder-

lassungsrecht später einreisender Reichsdeutscher in der Zoskmszone
von der Entscheidung lokaler Verwaltungsbehörden abhängig gemacht.

Damit haben die deutsch-polnischen Handelsvertragsverhands
lungen eine neuerliche Belastung erfahren. Es erscheint unter diesen
Umständen kaum möglich, daß die deutsche Delegation zui der Fort-
setzung der Verhandlungen über die Zollfragen nach- War-schau zurück-
kehrt, ehe diese unerfreuliche Wendung in der Niederlassungsfrage
geklärt ist. Von- polnischer Seite wird behauptet, daß das

Gesetz weder ungewöhnlich sei, noch etwas wesentlich Neues bringe.
Damit wird man sich mit Polen auseinanderzusetzen haben; die

erhebliche Schlechterstellung der Reichsdeutschen ins Polen infolge
des Grenzdekrets steht jedenfalls außer Zweifel. Tendenziös und

falsch ist die wohl inspirierte Behauptung ider polnischen Presse, daß
man auf- deutscher Seite das Dekret nur als Vor-wand für eine

Verschleppung der Verhandlungen benutze.

Die VerhaftUngvon Reichsdeutschenim Donezgebiet.
Am 5. März teilte der Volkskommissar desAuswärtigen Tschis

tscherin in Moskau dem Deutschen Botschafter Graf Brockdorffs
Rantzau mit, daß mit ein-er größeren
Zahl soswjetrussischer Ingenieure und

Monteure wegen planmäßiger staatsfeind-
licher Sabotage im Industriegebiet des

Donezreviers auch sechs Reichsdeutsche ver-

haftet werden würden, für deren Beteili-

gung an dieser Verschwörung Beweise vor- -

handen seien. , Diese Verhaftungen fanden
«

in der Tat in der Nacht zum 6. März
statt. Wie sich erst nach Wochen heraus-
stellte, war einer dieser sechs, und zwar
anscheinend der nach dem Material der

Sowsjetbehörde am schwersten b·elastete,ein

gewisser Koster,« überhaupt kein Reich-s-
deutscher. Von den übrigen fünf waren vier

Ingenieure und Angestellte der A.E.G.,
einer Monteur einer Firma Knapp im

Ruhrgebiet. Von den Angestellten der

A. E. G. wurden nach nahezu zwei Wochen
ider Ingenieur Goldstein undder Monteur

Wagner wieder aus dem Gefängnis ent-

lassen. Goldstein traf am 22. März in
Berlin ein und berichtete dort, daß er bis

zum 14. März, ohne verhört zu werden, in

schmutzigen, überfüllten Gefängnissen ge-

sessen habe, daß bei seinem Verhör am-

14. März sich herausstellte, daß er nur

durch die falsche Übersetzungseinesharm-
lasen Berichts einer seiner Monteure, der«

in die Hände der Polizei — G.P.U. —-

gefallen war, in Verdacht geraten sei, daß
"

er aber nach Aufklärung dieses Sachver-
halts zunächstbesser untergebracht und als-
bald freigelassen worden sei. Wegen der

übrigen Verhafteten hat die Deutsche Botschaft in Moskau genauere
Mitteilungen über die gegen sie erhobenen Beschuldigungen und« die

Albrecht Oürer

Zulassung von Besuchen amtlicher deutscher Vertreter verlangt, was
«

beides den Bestimmungen des sdeutschssowjetrussischen Nieder-

lassungsabkommens vom Jahre 1925 (Berliner Vertrag) entspricht.
Dies ist der nüchterne äußere Sachiverhalt nach dem Stand vom

Ende März. Durch seine Bedeutung für die Gesamtlage der Reichs-·
deutschen in der Sowjetunion und damit für die Beteiligung Deutsch-
lands an dem wirtschaftlichen Wiederaufbau Rußlands und durch
die politischen Begleitumstände, insbesondere durch eine Rede des

Volkskommissars Rykossw, in der die verhafteten Deutschen bereits
als überführt und schuldig behandelt wurden, ist dieser Zwischenfall
jedoch zu einem großen politischen Ereignis geworden. Dies kommt
in der einmütigen Haltung der deutschen öffentlichen Meinung
zum Ausdruck, die ebenso wie die Spitzenverbände der deutschen
Industrie an eine Schuld der Verhafteten nicht glaubt und Garan-
tien gegen die Wiederholung solcher Maßnahmen der Sowjetbehörden
verlangt, darüber hinaus aber auch in der Unterbrechung der deutsch-
sowjetrussischen Wirtschaftsbes rechungen, die seit Mitte Februar
in Berlin stattfanden. Die Presseoer Sowjetunion weist die Haltung

"

der deutschen öffentlichen Meinung als Einmischung in die inneren

Rechtsverhältnisse der Sowjetunion scharf zurück. Aber abgesehen
davon, daß sich bereits in den Fällen Koster und Goldstein die
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Unzuverlässsigkeitder Informationen der Sowjetbehördenherausgestellt
hat, erregt es das Mißtrauen der deutschen Öffentlichkeit, daß die

Rechtsprechung der Sowjetunion eben Klassenjustiz ist und sein will.

Falsch ist es, wenn ein Teil der ausländischen Presse in dem

DeusschssowjetrusrsischsencZwsischenfall eine grundsätzliche Wendung
der deutschen Politik sehen will —- eine Wendung, die eben diesen
Blättern sehr erwünscht wäre. Auf deutscher Seite besteht eine

solche Absicht nicht, und noch weniger hat eine solche Absicht zu
der Entwicklung des Konflikts beigetragen. Im übrigen wird erst
der weitere Ablauf der Ereignisse und- eine endgültige Klärung des

Schicksals der noch in Haft befindlichen Reichsdeutschen ein Urteil
über die Bedeutung und die Wirkungen des Zwischenfalls gestatten.

Die sozialpolitischenMaßnahmen
aus dem Notprogramm des Reichstag-.

Im Reichstag wurden zuletzt auch die Vorlagen aus dem Not-

programm beraten, die den Sozialrentnern der Invaliden- und An-

gestelltenversicherung sowie der knappschaftlichen Pensions-versiche-
rung eine Verbesserung ihrer Rentenbeziüge gewähren sollen. Der

Regierungsentwurf ging in gleicher Weise wsie die Vorlagen, die zu
den Gesetzen vom 2Z. März 1925 und vom 8. April 1927 führten,
von dem Grundsatz aus, jenen Versicherten eine Rentensteigerung zu
gewähren, die schon vor dem Zo. September 1921 Beiträge gezahlt
haben. Bei dem Wiederaufbau der Sozialversicherung nach der In-
flationszseit war für die Beitragszeiten vor dem 1. Januar 1924 zu-

nächst kein Steigerungsbetrag vorgesehen. Durch das Gesetz vom

23. März 1925 wurden dann für die Beitragszeiten vor dem

30.·September 1921 in den einzelnen Tohinklassen gewisse Steige-
runsgsbeträge fest-gesetzt,die durch das Gesetz vom 8. April 1927

noch einmal verdoppelt worden sind.
Durch das jetzt zur Annahme ge-
kommene Gesetz wurden die Steigerungss
beträge um rund weitere 40 "v.H. erhöht.
Für eine Invalidenrente, deren

Steigerungsbetrag im Reichsdurchschnitt
nach dem Gesetz vom 2:5. März 1925

fünfzig Reichsmark und nach demjenigen
vom St April 1927 hundert Reichsmark
ausmacht, beträgt der Ssteigerungss
betragf nach dem neu-en Gesetz
140 RM. Damit nicht auch solche Fälle
einbezogen«werden, in denen eine nur ge-
ringe Anzahl von Beitragsmarken aus der

Vorinflationszeit geklebt worden ist, wird

eine Mindestverwendung von 200 Beitrags-
marken vor dem 1.0ktober 1921 verlangt.
Nach den vorgenommenen Schätzungen
laufen am I. April 1928 etwa 1,9 Mil-
lionen Invaliden-, Kranken- und« Alters-

renten, 350 000 Witwen- und Witwer-
renten und« 750000 Waisenrenten. Der

Gesamtaufwand, der in der Inmalidem
versicherung auf Grund des neuen Gesetzes
entstehen wird, und- den das Reich aus

eigenen Mitteln zu decken haben wird, ist
mit etwa 100 Millionen Reichsmark jähr-
lich veranschlagt. Da die Erhöhung für
die laufenden Renten am 1. Iuli 1928 in

Kraft treten wird, wird der Reich-haus-
halt des Iahres 1928 mit rund 75 Mil-
lionen Reichsmark belastet werden. Für
die nach dem 31. März 1928 zu be-

willigenden Renten übernehmen die Ver-

sicherungsträger die Kosten der Erhöhung.
In der Angestelltenvers-icherung, wo sich das Ruhe-

geld aius dem in allen Klassen gleichen Grundbetrag von 480 Reichs-
mark und einem in den einzelnen Gehaltsklassen ver-schieden hohen

Steigerungsbetrag zusammensetzt, macht die Erhöhung der jähr-
lichen Gesamtbelastung etwa 10 Millionen Reichsmark aus. Die

durch das Gesetz vom 23. März 1925 gewährten Steigerungsbeträge
hatten bei einer durchschnittlichen Erhöhung des Ruhegeldes um

Il Reichsmark bereits eine Erhöhung der Gesamtausgaben 14 Mil-
lionen Reichsmark bewirkt. Auf das einzelne Ruhe-geld macht die

neue Erhöhung der Steigerungsbseträge nur 7 bis 8 Reichsmark aus.

Wenn in der knappschaftlichesn Pensionsver-
sicherung neben einer Rente aus dieser Versicherung eine solche
aus der Invaliden-· oder Angestelltenversicherung gewährt wird, so
ruht der Grundbetrag bei der Rente ausi der Pensionsversicherung.
In diesem Falle ist idie Rushensvorsschrift auch auf die Erhöhung der

Steigerungssbeträge aus der Invaliden- und Angestelltenversicherung
ausgedehnt worden. Durch diese Maßnahme wird die Pensionskasse
um 8 bis 10 Millionen Reichsmark jährlich entlastet werden.

Eine Entschließung des sozialpolitischen Ausschusses des Reichs-
ta es lhatte weiterhin verlangt, daß den Sozialrentnern die Auf-besserungnicht durch eine entsprechen-de Kürzung der Fürsorge-
leistungen verlorengehen soll. In der Angestelltenversicherung ver-
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langt die Entschließungeine angemessene Erhöhungder Versiched
VUUgSgrenze »Auch diese Entschließungen sind vom Reichstag an-

genommen worden und außer-demeine weitere Ausschußentschließung
wonach dem Reichstag mitgeteilt werden soll, unter welchen Vor-»
aussetzungen bei der Angestelltenversicherungdie Altersgrenze auf
.60 Jahre und sdie Wartezeit auf 60 Pflichtbeitragsmanate herab-
gdsetzt werden kann.

—

Das Inkrafttreten des neuen Gesetzes wird durchsein sogenanntes-
Mantelgesetznoch bestimmt werden.

Jn der elben Reichstagssitzung in der die vorerrvähntenBe-

schlüssegefasßtworden sind,«.wurdeschließlich ein Jnitiativgesetzents
wurf-angenommen, wonach die Ksrisenunterstützung über

den Zi. März 1928 hinaus um drei Monate ver-
längert wir-d. Das Gesetz über Arbeitsvermittlungund Arbeits-
losenversicherung vom IS. Juli 1927 unterscheidet bekanntlich
zwischen dem normalen Versicherungsrisiko und dem»sogenannten
Krisenrisikok Trotz ihrer Eingliederung in das Gesetzuber Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung ist die Krisenunterstützung
lediglich eine Fürsorgemaßnahme. Das Auf-horen der Krisenunters
stützungmit dem 31. März 1928 hätte angesichts der z. Z. noch un-

günstigen Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkte für die Krisenusnter--
stützungsempfängerschwere Härten im Gefolge gehabt. Um dies

. zu vermeiden, ist auf dem Wege des Jnitiativentwurfes die jetzt ge-
nehmigte Regelung in Vorschlag gebracht worden. Die Bestimmung
des personenkreises und sonstiger Ein elheiten wird demnächstdurch
den Reichsarbeitsminister erfolgen. leichzeiti mit der Annahme
der Verlängerung der Krisenfürsorge wurde die ikbernahmeder Kosten
der Krisenunterstützungauf das»Reich beschlossen. Dr. Eibel.

Denkwrift des Reichsniinisters des Innern über
die gesundheitlichen Verhältnisse des deutschen

. Volkes ini Jahre 192o.
Einen breiten Raums in dieser urersicht nimmt- die B e v d lr e -

Deutschen Reich im allgemeinen, so zeigt sich deutlich, daß diese auf
eine starke Einschränkung des Bevölke-

rungszuwachses hinstrebt. Dabei hat die

Zahl der Eheschiließungentrotz der Woh-
nungsnot seit 1924 zugenommen und
hält sich nun auf der Höhe des letzten
Vorkriegswertes. Dagegen hat die Zahl
der lebend Geborenen erheblich abgenom-
men. Il- enn die Zahl 1924 20,5 auf 1000
betrug, betrug sie im Jahre 1926 nur

l9·,5.Vergleicht man etwa diese Zahlen
mit dem-Durchschnitt der Jahre 1871—80-
so ergibt sich, daß heute die Zahl der
lebend« Geborenen fast genau die Hälfte
beträgt wie -in diesem Zeitabschnitt,
nämlich38,9 : 19,5. Der große Unterschied
wird allerdings etwas dadurch aus-

geglichen, daß von den im Jahre 1871—80
Geborenen ungefähr ein Drittel im Taufe
der erstens fünf Jahre wieder starben,
während dies im Jahre 1926 nur bei
einem Siebentel der Fall war. 1871 über-

lebten 26 Geborene das fünfte Lebens-
sahr, im Jahre 1926 siebzehn. Trotz des

Rückgang-esder tatsächlichen Sterblichkeit
wird der Überschußder lebend Geborenen
bald1 nicht mehr ausreichen, um den

Ausfall zu decken. Der Überschuß .

der lebend Geborenen betrug 1924 noch 8,2, während er 1926 nur

7,8 betrug. Diesem Sinken der Geburtenziffer Deutschlands und den

sich in ähnlicher Weise entwickelnden Ziffern der nordwests
europäischen Länder stehen die stark ansteigenden Geburtenziffern
der russischen Länder gegenüber, wo z. B. die Geburtenziffer der
Ukraine im Jahre 1926 den Wert von 42,1 lebend Geborenen auf
1000 Einwohner erreichte. Die Ukraine hat fast die gleiche absolute
Geburtenziffer wie Deutschland, trotzdem ihre Einwohnerzahlge-
ringer ist als die Hälfte der Einwohnerdes Deutschen Reiches. Be-
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ssonders bedenklich erscheint dieser Geburtenrükkgangwenn man die

Gemeinden mit mehr als 15000 Einwohner betrachtet, besonders
schlecht schneidet Berlin dabei ab. Statt des Gesamtdurchschnittes
Den MS hatte Berlin nur eine Geburtenziffer von 10,6, die Orte
mit 100 000 und mehr Einwohner (ohnse Berlin) 15,5, die Orte

ZkVifcheU15000 und 100 000 Einwohner annähernd 17. Wenn auch
diese absoluten zahlen außerordentlichgering sind, so ist die ur-
nahme der Geburtenziffer im Jahre 1926 der Geburtenzifferim

Jahre 1924 in den kleinen Gemeinden beträchtlicher als in den

HWBMGemeinden. Während die Geburtenziffer 1924 in den Ge-
memden mit mehr als 100 000 Einwohnern ungefähr die gleiche

Betrachtet man die Bewegung im"

war wie 1925, betrug sie bei den Gemeinden unter 50 ooo Ein-
wohner etwa s v.H. weniger. Der Rückgang der Geburtenziffer
betrifft vorwiegend die ehelichen Geburten, so daß die unehelichen
Geburten relativ gegenüber den ehelichen zugenommen haben. Die

-

starke Zunahme des Anteils der unehelichen Geburten an der Ge-

samtzahl der Geburten- erklärt sich, zum Teil wenigstens, durch den
großen Überschuß an Frauen im gebärfähigen Alter. Während im

Jahre 1910 der Überschußder gebärfähigen Frauen gegenüber den

zeugungsfähigen Männern in Bayern, pro 1000 gerechnet, nur 58

betrug, betrug er im Jahre 1925 292, in Württemberg war das

Verhältnis 47 :276, Baden, das 1910 sogar weniger Frauen als
Männer hatte, wies 1925 einen Überschuß von 295 Frauen pro
looo auf. -

Erfreulich ist die Abnahme der Säuglingssterbeziffer. Während
sie um die Wende des Jahrhunderts noch 18 betrug, beträgt sie heute
nur noch 10 auf 100 Tebendgeborene Auch die Sterblichkeit der
Kleinkinder im Alter von 1 bis 5 Jahren hat sich wesentlich ge-
bessert. Während um die Wende des Jahrhunderts noch 2,2 auf
100 starben, starben 1925 nur 0,7 und stellt damit eine der niedrigsten
Sterbeziffern für dieses Alter in Europa dar. Für die Beurteilung
der Gesundheitsverhältnisse ist der starke Rückgang der Sterblichkeit
der 5s bis 10jährigenKinder um so- beachtlicher, als es sich hier um

Geburtenjahrgänge der Kriegs- und ersten Rachkriegszeit handelt.
Von 1000 dieser Kinder starb-en im Jahre 1925 nur 1,8. Die

Sterblichkeit der Kinder von-I 10 bis 15 Jahren reicht mit 1,Z Sterbe-
fällen bereits sehr nahe an das überhaupt festgestellte internationale

Minimum von 1,0 heran, das im Jahre 1924 von Ueuseeland er-

reicht wurde. Auch die Sterblichkeit der Jugendlichen im Alter von

ls bis 20 Jahren ist von der beängstigendenHöhe in der Jnflation
unter den letzten Vorkriegsstand zurückgegangen Nur die Sterbe-
ziffer der 20- bis 25jährigen Männer hat den Vorkriegsstand noch
nicht unterschrittem Jm mittleren Alter war der Verlauf der
Sterblichkeit in- den letzten Jahren dadurch charakterisiert, daß die-
sterblichleit der Frauen im Vergleich zum Jahre 1913 weniger
gesunken ist als die der gleichaltrigen Männer. Die Ursache hierfür
könne in der Zunahme der beruflichen Frauenarbeit und in dem
starken Anwachsen der nicht selten tödlich verlaufenden Ubtreibungen
der Teibesfrucht gesucht werden.

Der Gesundheitszustand hat
sich-im Jahre 1926 gegenüber dem Vor-

sahre gebessert. Trotz der erheblichen
Arbeitslosigkeit hat die Zahl der Krank-

meldungen an den« Krankenkassen ab-

genommen. Die Sterblichkeit an Insek-
tionskrankheiten hat sich im allgemeinen
auf dem niedrigen Stand des Vorjahres
gehalten; nur die Zahl des Scharlachs
und des Keuchhustens hat etwas zu-
genommen, während Masern und Diphi
therie abgenommen haben. Es erscheint
auffällig daß die Todesfälle an Diphs
therie zahlenmäßigkleiner sind als die an

Keuchhusten, nämlich 915:1518. Auch
die Todesfälle an Scharlach sind geringer
als die Todesfälle an Masern, nämlich
455 :8-17. Die spinale Kinderlähmung
hat etwas zugenommen, nämlich von

1200 auf 1600 Fälle, der Typhus herrschte
mit 12 Zoo Erkrankungen und- 1100

Sterbefällen trotz der Epidemie in Han-
nover nicht stärker als im Vorjahre.

Besonders bemerkenswert war die
weiter erhebliche Aibnahnie der Tuberkuloses
sterblichkeitl Sie ist indenNachkriegsjahren

von 1920 bis 1926 gefallen von 15,4, 15,6, 14,2, 15,1,
12,o, 10,7, auf 9,9 pro 10000 der Bevölkerung Damit sind diese
Ziffern nahe «an das europäische Minimum der Tuberkuloses
sterblichkeit, das gegenwärtig Dänemark und England aufweisen,

Ingendbildnia

herangekommen.
Von den Geschlechtsreanrlseitenhaben die frischen ssplsilis-

erkrankungen beträchtlich abgenommen, währen-d die Gonorrhöe
etwas zugenommen hat. Die Rachitis ist erheblich eingeschränkt

-worden, der Krebs scheint etwas zugenommen zu hab-en, was wohl
dadurch bedingt ist, daß die Menschen heute älter werden als wenige
Jahrzehnte früher, und daß die Krankheits- und Todesursachens
feststellung eine genauere geworden ist.

«

Die zahlenmäßig bedeutendste Todesursache bilden die Krank-

heiten der Kreislauforgane, besonders, wenn man diesen auch den

Gehirnschlag zuzählt. So starben an« Krankheiten der Kreislauf-
organe 17,6, am Gehirnschslag 6,6 Personen, auf 10 000 Lebende
berechnet. Die Zahlen der tödlichen Verletzungen sind zurück-
gegangen, während die Zahl der Selbstmorde etwas gesteigert war-

Was den Alkoholverbrauch angeht, so ist eine dauernde Steige-
rung in der Nachkriegszeit bemerkbar, wenngleich die Ziffern die
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Vorkriegszeit noch nicht erreicht haben. Jm gleichen Verhältnis

Begauch die Aufnahme wegen Alkoholismus in Krankenhäusern.
ährend 1923 etwa 8000 derartige Kranke verpflegt wurden,

wurden 1925 15000 verpflegt. Der Verbrauch an· Zigarren ist
von 1922 bis 1926 von Z,7 auf 5 Milliarden Stück, der an

Zigaretten von 23 auf 29 Milliarden Stiick gestiegen. Wesentlich ge-
stiegen ist ferner die Zahl der in Anstalten für Geistes- und Nerven-

krankheiten behandelten Morphinsüchtigenund an anderen nar-

kotischen Giften Teidenden

Die Ernährungsverhältnisse waren im allgemeinen günstige.
Trotzdem sind in einzelnen Bezirken noch gewisse Notstände unver-

kennbar. Das liegt auf der Hand, daß diese vorwiegend in den am

ungünstigstengestellten Personenkreisen- Io bei den Arbeitslosen, den

Sozialrentnern, den Kleinrentnern, auch bei den kinderreichen
Familien mit kleinem Einkommen, zu suchen sein werden. Die Not-

stände mahnen dringend zur Fortsetzung der Schulspeisungen,
namentlich dort, wo Erwerbslosigkeit im größeren Umfange herrscht,
und zur beharrlichen Aufklärung über sparsame und gesundheitlich
zweckmäßigeErnährung.

Was die Bautätigkeit angeht, so hat sich die Zahl der neu her-
gestellten Wohnungen erheblich gesteigert, indem sie in dem Be-

richtsjahr zum erstenmal die Zahl von 200000

überschritten hat. Aber selbst, wenn die

Bautätigkeit sichs-auf der Höhe des Berichts-
jahres halten würde — was nach mancherlei
Andeutungen unwahrschseinlich ist —, so
würde die schon vorhanden-e Wohnungsnot
dadurch kaum behoben werdens, da wir in

jedem Jahr mit einem Abschluß von 200 000

Ehew zu rechnen haben.
Zusammenfassend ergibt sich ein all-

gemein befriedigender Gesundheitszustand
-des deutschen Volkes, selbst gemessen an den

Verhältnissen der Vorkriegszeit. Die Ver-

breitung der übertragbaren Krankheiten
ist überaus gering, ebenso ist die Sterblichkeit
an den übrigen Krankheiten in Abnahme

begriffen. Der Ernährungszustand des
Volkes kann wieder als allgemein be-

friedigend- bezeichnet werden, freilich muß ein

gegen die Vorkriegszeit stark vermehrter
Anteil der Nahrungsmenge durch die Ein-

fuhr gedeckt werden. Schließlich bildet der

Wohnungsmangel eine starke Hemmung
gegen die Fortentwicklung des deutschen
Volkes.

prof, Dr. Adam-Berlin
Albrecht Dürer

DeutscheKultnrselbstverwaltung in Estlcmü
Die Deutschen in Estland sind bekanntlich die einzige Minder-

heit, die volle Kulturautonomie besitzt. Das im Februar 1925 an-

genommen-e Gesetz über die Kultursebbstverwaltung der völkischen
Minderheiten gibt ihnen das Recht, die Organisation, Verwaltung
und überwachung des öffentlichen und privaten Schulwesens sowie
die Fürsorge für ihre sonstigen kulturellen Aufgaben selbst in die

Hand zu nehmen. Die Übernahme sämtlicher privater und öffent-
licher Schulen durch die deutsche Kulturselbstverwaltung ist im Laufe
des Jahres 1926 erfolgt.

Eines der wichtigsten Probleme ist für die Kulturvevwaltung
die zweckmäßigeAusgestaltung des übernommenen Schulnetzes. Dieses
problem ist im »Revaler Boten«, dem führenden Blatt
der Deutschen Eftlands, in einer ganzen Reihe von Aufsätzen
öffentlich diskutiert worden. Es. bildete auch den Gegenstand
der Herbsttagung des deutschen Kulturrats —- der Vertreter-

körperschaftder deutschen Kulturselbstverwaltung —, die am 4. und

z. Dezember in Reval stattfand-. Die Kulturverwaltung hatte dem

Kulturrat ein Projekt vorgelegt, das vor allem zwei Gesichtspunkten
Rechnung tragen wollte. Einmal sollte durch das Projekt ein neuer

Schultyp, der zwischen Grundschule und höherer Schule steht, ge-

schaffen werden, ans dem es bisher gefehlt habe. Die Grund-schule, so
führte der Präsident der Kulturselbstverwialtung aus, war als Ab-

schluß für die Schulbildung nicht geeignet, da »die Kinder beim Ver-

lassen der Grundschule noch zu jung sind, um gleich in einen Beruf
hineinzugehen Infolgedessen werden die Kinde-r auf die höheren
Schulen geschickt und- damit überwiegend dem Unisversitätsstudium
oder den großen Büros zugeführt, obwohl ihnen diese Laufbahn heute
nicht die genügenden Erwerbsmöglichkeiten bietet. Die Kultur-

verwaltung hält deshalb eine gewisse Einschränkung des höheren
Schulwesens und Schaffung eines Schultyps für nötig, der den

Kindern, ohne sie bis zum Abitur zu führen, eine abgeschlossene
Schulbilsdung vermittelt und sie mehr als bisher dem Gewerbe, Hand-
werk und der Landwirtschaft zuführt. Der andere Gesichtspunkt, von

dem sich die Kulturselbstverwaltung leiten ließ, war finanzieller
Natur. Es besteht die dringen-de Notwendigkeit, die Tehrergehälter,

UO

die kaum das Existenzminimum erreichen, zu erhöhen. Die Lehrer
warten schon seit Jahren auf eine Aufbesserung ihrer Bezüge und

haben erst jetzt wieder der Kulturverwaltung eine sehr dringliche
Denkschristeingereicht. Schließlich ließ sich die Kulturselbstverwals
tung noch von dem Gedanken bestimmen, möglichst in vollem Maße
den bestehenden Rechtsanspruch auf Unterhalt von Grundschulen
durch Kommunen und Staat auszunutzen.

Über den vorgelegten Vorschlag entspann sich eine lebhafte, aber

immer sachliche und auf beachtlichem Niveau stehende Debatte. Be-

sonders wehrten sich die Vertreter der kleinen Städte gegen einen
Abbau ihrer höheren Schulen, die sie als das Zentrum und Rückgrat
ihrer deutschen Kultur betrachten. Verschiedentlich wurde auch die

Befürchan geäußert, daß bei einer Einschränkung des höheren
Schulwesens die deutschen Kinder in die estnischen höheren Schulen
gedrängt würden. Überhaupt würde eine solche eine Senkung des

ganzen deutschen Kulturniveaus bedeuten. Der von der Kultur-

verwaltung vorgeschlagene Zwischentyp sei weder lebensfähig noch
notwendig; die estländischenDeutschen brauchten gerade eine starke
Oberschicht als Träger und Beswahrer ihres Deutschtums.

Auf der anderen Seite fand sich bei einem großen Teil der

Kulturratsmitglieder doch auch Verständnis und Zustimmung für die

Notwendigkeit einer gewissen Einschränkung
Vor allem traten mehrere Redner der Be-

fürchtung entgegen, als wolle die Kultur-

verwaltung mit ihrem Projekt auch den

dafür besähigten Kindern den Weg zur
Universität erschweren oder gar-verlegen und

gewaltsam die soziale Struktur des estländi-
schen Deutsch-tum- ändern. Auch der von

einer Seite konstruierte weltanfchauliche Ge-

gensatz zwischen Gegnern und Befürwortern
des Vorschlages —- es wurde behauptet, daß
die einen die Frage nur unter kulturpolis
tischem, die anderen lediglich unter wirt-

schaftlichem Gesichtswinkel betrachteten —-

wurde vom Abgeordneten Hasselblatt mit der

Bemerkung ins Gleiche gebracht, daß ein

durch die Verhältnisse erzwungenes Sich-
streckensnach- der Decke noch keinen Gegensatz
zwischen Wirtschaft und Kultur zu be-

deuten brauche. Jmmerhin wurde das Projekt
der Kultur-verwaltung auf Grund der in der

Debatte zutage getretenen Ansichten und

Wünsche in einer Reihe von Punkten ab-

geändert. Das Schulnetz wurde im einzelnen
für jede Stadt und jeden Ort eingehend
durchberaten und genau- festgelegt mit

,

einer einzigen Ausnahme, wo die

endgültige Entscheidung auf die nächsteSession vertagt wurde. Als

Ergebnis kanns sman feststellen, daß auf die Wünsche der kleinen

Städte soweit wie irgend möglich Rücksichtgenommen und das Vor-

handene nach Möglichkeit geschont, aber an einigen Stellen doch die

unbedingt notwendig erscheinenden Einschränkungen vorgenommen
wurden-.

Die Debatten im estländisch-deutschenKulturrat zeigen über die

lokale Bedeutung hinaus vor allem eins: wie richtig es ist, einer

Minderheit die Verantwortung für ihr Schulwesen selbst in die Hand
zu«legen. Ähnliche Maßnahmen vom Staate verfügt, würden zweifel-
los auf scharfen Widerstand stoßen. Selbstverwaltung erzieht zur
Selbstverantwortung. «

Die tscheehischePropaganda.
Der Außenminister Dr. Benesch hat am 19. November vorigen

Jahres im Haushaltsausschuß des Prager Parlaments sehr be-

merkenswerte Erklärungen über die tschechische Propaganda ab-

gegeben. Zur Widerlegung der Beschuldigungen von oppositioneller
Seite, daß das stschechischeAußenministerium die Propaganda ver-

nachlässigebzw. daß die gemachte Propaganda nicht dem Zwecke ent-

spreche, führte er im einzelnen das an, was die tschechische Aus-
landspropaganda leiste; danach gibt das Außenministerium eine

Tageszeitung, eine Wochenrevue und verschiedene Broschüren heraus.
Die Zeitung »Prager Presse« werde täglich von 13——15 Weltblättern

zitiert, die Wochenschrift,,L’EuropeCentrale« werde von mindestens
15-—20 großen Auslandsblättern zitiert und leiste ganz besondere
Dienste. Die in Englisch geschriebene Zeitschrift »Central European
O-bserver«diene insbesondere den englischen Wirtschaftszeitungen als

Jnformationsquelle. Ferner werde mit Mitteln des Außenministe-
riums die russische Zeitung »Eentralnaja Europa« herausgegeben
Vom Oktober 1926 bis Oktober 1927 seien unter Mitarbeit, aber

nicht mit amtlicher Subvention oder unter amtlichem Druck

t24 Bücher über die

tschechoslowakischeRepublik erschienen, davon

ZI-französische, 19 deutsche, 18- engli che, 10 polnische, 8 schwedisches
8 lettische, 7 serbokroatische, außerdem vereinzelte in fast sämtlichen
europäischenSprachen. Benesch zählt dann noch als besondere

Bericht an den Arzt



Teistlmgtn der Auslandspropaganda 15 Sondernummern aus-

ländischerZeitungen auf, 22 Ausstellungen bildender und dekorativer

Künste- von denen sieben in Deutschland und drei in Englandsver-

anstaltet worden sind, ferner die zahlreichen Unterstützungen,die der

Filmpropaganda, Theatern, literarischen Veranstaltungen, Friedens-
""gesellschaften,Studentenkongressen und der Kirchenpropaganda (!)
gewährt worden sind. Als, einen mächtigen Faktor der Propaganda
erwähnt er den- gesellschaftlichen Verkehr und hebt rühmendhervor-
wie das unter seiner Leitung stehende Ministerium auch diesen·An-
forderungen immer mehr gerecht werde, trotz der großen Schwng-
keiten, die sich naturgemäß daraus ergeben hätten; daß der neue
Staat plötzlich 1500 Beamte in den diplomatischen Beruf hätte ein-

führen müssen
«

Wenn wir die anscheinend mit großer Offenherzigkeit ab-

gegebenen Erklärungen des Herrn Benefch näher besehen, so werden

wir finden, daß sie nach zwei Richtungen hin einer Berichtigung be-

dürfen. Erstens überschätzter den Wert der aufgezählten Leistungen
seiner Propaganda außerordentlich, zweitens verfchweigt er so
manches, was für die Offentlichkeit von besonderem Interesse ist.
Beides ist ja von seinem Standpunkt durchaus zu verstehen. Er hatte
ja einerseits die Aufgabe, sich gegen die Angriffe der Opposition zu
rechtfertigen, andererseits aber auch die Pflicht, das System der

tschechischenPropaganda nicht ganz aufzudecken. Einen Zweck scheint
er aber besonders verfolgt zu haben, nämlich Propaganda für die
tschechische Propaganda zw machen, denn er hat ihren Wert dadurch
noch unterstreichen wollen, daß er erklärte, sie sei auf Sachlichkeit,
Wissenschaftlichkeit, Korrektheit und Loyalität begründet.

Als Ausgangspunkt der tschechsischenAusland-spropaganda kann
der Verlag »Orbis« in Prag angesehen werden, der die »Prager
Presse«und die anderen schon genannten Zeitschriften, die übrigens
auch nur sehr geringe Verbreitung haben, die verschiedenen
Broschüren und Bücher propagandistischen Charakters herausgibt.
Mit ihm ist auch die Rachrichtenagentur »Central European Preß«
(Ceps) verbunden. Ihre jetzige Form hat sie erst nach mehrjährigen
Experimenten erhalten. Sie besitzt eine Abteilung für Mittel- und

Osteuropa, der es gelungen war, in Rumänien, Iugoslawien, in der

Schweiz, in Wien und sogar in Budapest, hier allerdings nur vor-

übergehend,Fuß zu fassen; doch ist ihr Wirkungsfeld heute schon
wieder kleiner geworden, wenn fie auch durch einen deutschen Funk-
dienst insbesondere auf deutsch geschriebeneZeitungen einen gewissen
Einfluß ausübt.

Die tschechische Auslandspropaganda war in den ersten Jahren
nach dem Umsturz sehr aufdringlich und stark unterstrichen. Infolge-
dessen stießsie allmählich überall auf Ablehnung; sie hatte sichübers
steigert und war deshalb wirkungslos geworden. Auf Grund der

gemachten Erfahrungen versucht man nun, den tschechischen
Charakterdieser Propaganda möglichst zu- verschleiernz das geht sp
Wett, daß man schon seit längerer Zeit zum Mittelpunkt dieser
pWPTgMdistifchen Tätigkeit Wien zu machen versucht. Es ist eine

der unerfreulichstenErscheinungen, daß die tschechische Propaganda
mit ihrem Geld mehrere Zeitungen in Wien ihren Zwecken dienstbar
gemacht hat« Die ziemlich engen Beziehungen zwischen »Prager
Presse« und »«Wieiier Tagblatt« sind ja bekannt. Aber auch auf
»Stunde«»,»Bistse«,»Tag« und »Morgen« macht sich der tschechische
Einfluß infolge der finanziellen Beteiligung der »Orbis« an dem

. Kronosverlag und der Vernaydruckerei mehr oder weniger geltend.
Es istleicht zu verstehen, daß diese Verbindungen der tschechifchen
Propaganda den Weg auch nach dem Ausland sehr erleichtern. Da-
neben verfolgt man selbstverständlich auch gewissermaßen inner-

politische Ziele: man will die eigene Politik gegen die Sudeten-

deutschen in harmloserem Licht erscheinen lassen und gleichzeitig den

Anschlußwillen lähmen.

Außer in Österreich macht sich auch in der Schweiz die

tschechifchePropaganda geltend, wo manche deutsche Zeitungen nur

zu willig ihr Gefolgschaft leisten.
Die amtlichen Kosten der sogenannten Auslandspropaganda

werden auf Grund des Etats, der allerdings nicht sehr durchsichtig
ist, auf jährlich 14 bis 15 Millionen Kronen (nicht ganz 2 Millionen

Reichsmark) berechnet. Doch kann angenommen werden, daß diese
Summe noch aus anderen Fonds ergänzt werden muß, wenn alle die

kostspieligen Aufgaben erfüllt werden sollen. Es ist ferner nicht zu

übersehen,daß es sich hier um die reine Auslandspropagansda handelt,
die dem Ministerium des Äußeren untersteht, und daß die innere

Propaganda selbständig vom Ministerpräsidium aus betrieben wird.

Diesessicherlich nicht weniger teuer als die andere, richtet sich in der

Hauptsache gegen die Minderheiten der Tschechoslowsakei,in erster
Liniegegen die Deutschen, und greift natürlichauch auf das Ausland

Uber, da es den Tschechen sehr viel daran liegt, ihre Minderheiten-
politiknach außen hin zu rechtfertigen. So wird aus Mitteln des

Ministerpräsidiumsdie »Tschechoslow«akischeKorrespondenz«heraus-

gegeben, die in alle Länder mit deutsch geschriebenen Zeitungen (ins-
besondere nach Osterreich und der Schweiz) meist unentgeltlich ver-

trieben wird. Mit der gleichen amtlichen Unterstützungwer-den auch
zahlreiche deutsche, ungarische, sloswenische und ruthenische Zeitungen
herausgegeben. Zu diesen gehören insbesondere das »Prager Abend-

blatt«, die im Saazer Wolfverlag erscheinende ,,Deutsche Morgen-
zeitung«, »Deutsche Abendzeitung«, »Deutsche Arbeiterzeitung«,
»Komotauer Tagblatt«, »Reue Woche«, »Brüxer Tagblatt«, »Außiger
Tagesbote«, »Teplitzer Tag-blatt«, »Podersamer Zeitung«, »Karls-
bader Tagespost«, »Warnsdorfer Tagblatt« und »Postelberger
Zeitung«. Auch die amtliche »Brünner Morgenpost« für Mähren
und die »Troppauer Neuesten Nachrichten« für Schlesien find
tschechische Erzeugnisse, die ihre Existenz der Presseabteilung des
Ministerpräsidenten zu- verdanken haben. Sie richten in der deutschen
Bevölkerung sehr viel Schaden an, da fie, gestützt auf die Steuer-

gelder auch der Deutschen, der deutschgefinnten Presse leicht eine un-

lautere Konkurrenz machen können.

Wenn oben gesagt wurde, daß Benesch die Leistungen der

tschechischen Auslandspropaganda gewissermaßen als feine eigenen
Leistungen zweifellos überschätzt,so will damit ja nicht gesagt sein-
daß wir sie nun unterschätzensollen. Sie ist in vieler Hinsicht sehr
aktiv und auch geschickt, immer aber bleibt sie für uns gefährlich,
denn ihre Grundtendenz ist den Deutschen im allgemeinen und

Deutschland nicht freundlich, sie ist sogar in ihrem Wesen deutsch-
feindlich. Darüber darf man sich nicht täuschen lassen, wenn auch

dieser Grundcharakter zuweilen, z. B. unter den veränderten innen-s
"

und außenpolitischenVerhältnissen der Ietztzeit, weniger scharf in

Erscheinung tritt. Deshalb müßte man es sich in viel höherem Maße-
als es bis jetzt der Fall war, angelegen sein lassen, die Methoden,
Kanäle und Mittel der tschechischen Propaganda, von denen in

obigen Ausführungen einige angeführt worden sind, zu beobachten
und kennenzulernen, um ihnen um so wirksamer begegnen zu können.

Rekordiahr der amerikanischen Kapitalauefuhu
Vor dem Weltkriege waren die Vereinigten Staaten an Europa-

mit über 5 Milliarden Dollar verschuldet. Heute that sich bekanntlich
die- Lage völlig ins Gegenteil verkehrt. In immer gewaltiger sich
steigerndem Ausmaße befruchtet amerikanisches Geld in seinen
verschiedenen Erscheisnungsformen die Welt, sie zu immer größerer
wirtschaftlicher Aktivität weilen-d.

Die amerikanische Kapitalausfuhr hat im vergangenen Iahres
einen neuen Rekord erreicht. Nach einer Zusammenstellung eines

auf dem Gebiete der amerikanisschen Finanzstatistik führenden Sach-
verständigen hat Amerika im Iahre 1927 mindestens netto 2 Mil-»
liarden Dollar im Auslande in Anleihen, Aktienkäufen, Beteili-·

gungen, Grundstücken usw. investiert. Bei der bekannten außer-
ordentlichen Schwierigkeit, die Kapitalverschiebungen statistisch
festzuhalten, muß diese Summe als Mindestmaßangesehen werden.

Auf die einzelnen Evdteile verteilte sich dieser Kapitalftrom fol-
gendermaßen:

Regierungem Jndustries Geschm,
. L« v , u t ·

E r d teil· Geågiäsen stimme -

Millionen Ovllar

Europa . . . · . . . . . . 35x,8 533,5 885,Z
Kanada . . . . . . . . . . txt-a ZSH 475,5
Südamerika . . . . . . . . goo,o 72,2 472,2
Mittelamerika . . . . . . . 2Z,2 98,3 i22,o

Japan-,China, Philippinen . . 25,6 i5.8 ans
Verschiedene . . . . . . . . 97,5 9i,o 188,5

Gesamtsumme . . . . . . ioiz,o Hitze 2i85,0

Tilgungssumme . . . . . 123,8 50,? Ums

Nettosumme . . . . . . . 889,x s UZM 20i0,5

Wie immer steht Europa an erster Stelle. Es ist mit ungefähr
44 v. H. an der im Iahre 1927 exportierten Kapitalsumme beteiligt.
An zweiter Stelle folgt Kanada und an dritter Südamerika.

Die Beteiligung Deutschlands an der amerikanisschen Kapital-
aufnahsme zeigt aus bekannten Gründen- im letzten Drittel des

Jahres 1927 eine stiark rückfällsigeBewegung. Dadurch ist der Ge-

samtbetrag des ganzen Jahres wesentlich geringer gewesen als- in

den Vorjahren. Insgesamt hat nach dies-er amerikanischen Statistik
Deutschland öffentlich und privat aufgenommen:

s

1925 . 308,0 M-ill.Doll-ar

1926 . 4l7,4 » »

1927 . 289»2 ,, ,,

m
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Ein Vergleich der investierten Gesamtsummen für die Jahre
1913,«1926 und 1927 ergibt die folgende überaus aufschlußreiche
Zusammenstellung: .

-

27 26 3
E r d t e i l

19 w I m

Millionen Dollar

Europa . . . . . . . . . .
, a 327,0 Z 596,7 Zso,o

Kanada . . . . . . . . . . Z 922,o 3 557,a 750,o
Südamerika -

. . . . . . . . 2L246,5 ( 973,Z wo,o

Mittelamerika . . . . . . . 2 9ia,o 2 788,5 1 2oo,0

Japan, China, philippinen . . 726,5 7k—3,5 175,o

.

Verschiedene . . . . . . . . 365,«x 225,o so,o,

ja Zoo,o I 12 855,o I 2 625,o

Gegenüber 1915 hat Amerika seine auswärtige Kapitalsanlage,
die übrigens nicht z. B. die interalliierten Schulden enthält, demnach
nahezu verfünffacht, ohne daß ein Rachlasfen dieses Goldregens zu

verspüren ist. Die im Jashre 1927 investiert gewesene Kapitalsumme
entspricht nur einem Fünftel des Jahreswertes der industriellen pro-
duktivn der Vereinigten Staaten und bedeutet weniger als ein

Sechstel des Nationaleinkommensl

Der Ausfuhrüberschuß sim vergangenen Jahre hat sich mit über

,

700 Mill. Dollar gegenüber1926 verdoppelt. Dazu kommen die Ein-

gänge aus den Zinsen und dem Tilgungsdienst der ausgeliehenen
Kapitalien. Alles das sucht zwangsläufig wieder Anlage im Aus-

land, da dsie heimische Wirtschaft mit Kapital überreichlich versorgt
·

ist. Angesichts dieser gar nicht abzusehen-den Entwicklung erscheint es

begreiflich, wenn in amerikanischen Bankkreisen ein recht deutlicher
Feldzug gegen die angebliche Jrrlehre vom Transfer in Reparations-
sachen geführt wird. Man will unter allen Umständen das Ver-

trauen der amerikansischen Kapitalisten —- kleinen und großen — in

die Sicherheit der gutrentierenden europätischenAnlagen erhalten,
denn wo sollte man sonst mit dem goldenen Überfluß hin? Daher
auch die zahlreichen uns durchweg günstigen juristischen Gutachten
zur «Prioritätsfrage«, die die Existenz eines solchen Problems ver-

neinen.
-

Uns kann diese Einstellung an sich nur recht sein, denn wir

brauchen den amerikanischen Geldmarkt, man wird uns aber nicht
verübeln können, wenn wir in der Kapitalaufnahme Vorsicht walten

lassen, denn schließlich sind wir die Schuldner, die ihre Verpflich-
tungen erfüllen sollen und wollen!

«

Weiterer Ausbauder Konsumgenossenschaftem
Die von der führenden Zentrale der Konsumgenossenschaften,

dem. Zentralverband deutscher Konsumvereine, veröffentlichten
Zahlen über das Geschäftsjahr 1927 zeigen deutlich, daß der seit Be-

endigung der Jnflationszeit festzustellende Ausbau der Konsum-
vereine angehalten hat. Da für die veröffentlichte Statistik noch
nicht alle Vereine berichtet haben, die Zahl also ein wenig nach oben

zu korrigieren ist, kann gesagt werden, daß die Konsumvereine des

Zentralverbandes 1927 einen Umsatz von einer Milliarde- erzielt
haben. Außerdem bestehen noch andere Konsumvereine, die zum
Teil im Reichs-verband zusamnnengeschlossen sind; auf sie dürfte ein

weiterer Umsatz von 200 Millionen entfallen. über die rapide Ent-

wicklung der Konsumvereine des Zentralverbandes in den letzten
Jahren möge folgen-de Tabelle orientieren:

Zahl der Zahl der
1

Jahr
. angeichh vertretenden sah der Umsatz

Genossen· Genoser Mitglieder in Mart
schaften schaften

OH - · — · - 1109 1094 1717 5i9 492 980 5l9
1924 . . . . . (275« l036 Z 444 US 548 ZU x84
1925 . . . . . l xSZ l OZZ Z 364 984 702 485213
1926 . . . . . on ioas 3205 984 8U432 753

l927 . . . . . x086 1026 2 932 175 982 t59 847

Wie die Spezialzahlen für die einzelnen Verbände zeigen, er-

streckt sich diese Umsatzsteigerung fast gleichmäßig über das ganze
Tand. Den bei weitem größten Umsatz weisen die Verbände Nord-

westdeutschland, Sachsen sowie RheinlandsiWestfalen aus. Die

größten Konsumvereine sind die in Hamburg, Dresden und Berlin;
die Spitze bildet noch immer die Hamburger »Pro.duktion«,doch er-

scheint es durchaus möglich. daß in den kommenden Jahren der

Dresdener Verein die Führerstellung übernimmt. Diesen großen
gesunden Vereinen stehen anderseits einige kranke gegenüber, doch
wir-d seitens der Zentrale energisch eingegriffen. Einige kleine Ver-

«

eine sind größeren ungegliedert worden, worauf der Rückgang der

Zahl der Konsumvereine zurückzuführenist.

ne

Ziel ist, daß alle Mitglieder die vom Konsumverein geführten
Waren dort auch kaufen. Trotzdem in letzter Zeit die heute nicht-
mehr laufenden Mitglieder der Kriegs- und Jnflationszeit als

Papiersoldaten aus der Mitgliederliste gestrichen sind und die Mit-

gliederzahl deswegen trotz beachtlicher Reuaufnahmen zurückgegangen
ist, ist der Umsatz«pro Mitglied noch immer sehr gering. Er beläsuft
sich auf 355 M. im Jahre 1927 gegen 287 M. im Jahre 1914 und
159 M. im Jahre 1924.« Es ist für die Rachinflationszeit von Jahr
zu Jahr eine wesentliche Steigerung festzustellen, aber ohne Zweifel
ist diese Zahl noch gering, kann das Ziel, daß alle Mitglieder alles
im

ätonsumvereinkaufen sollen, noch nicht als verwirklicht angesehen
wer en.

Besonders interessant sind die Zahlen über die Entwicklung des

Eigenkapitals. Das Kapital fließt den Konsumvereinen seitens der

Mitglieder in Form von Geschastsanteilenzu, die allein, abgesehen
von Fonds, das- Eigenkapital bilden. Einersseits ist bemerkenswert,
daß dies Eigenkapital in Anbetracht der ungeheuren Ausdehnung
des Geschäfts der Konsumvereine sehr gering ist; es beläuft sich auf
nur 44 Millionen Mark, von denen auch noch 12 Millionen durch
Aufwertung entstanden sind. Die Geschäftsguthaben machen also
nur 4,5 v. H. des-. Jahresumsatzes der Konsumvereine aus. Es dürfte
wohl nur wenige wirtschaftliche Unternehmungen geben, die mit
einem so geringen Eigenkapital arbeiten. Anderseits ist aber auch
die Steigerung des Eigenkapitals für die letzten Jahre bemerkens-
wert; es belief sich l914souf 54 und 1924 auf 15 -Mill. gegen
heute 44 Millionen M-. Pro Mitglied sind im Durchschnitt nur

15 M. eingezahlt gegen 20 M. in der Vorkriegszeit, während die
Vereine in der Regel verlangen, daß jedes Mitglied 30 oder gar
40 M. einzahlt.

-

-

Noch bemerkenswerter ist die Entwicklung der Spareinlagen.
Diese sind im verflossenen Jahr um 72 auf 207 Millionen- Mark ge-
stiegen; sie beliefen sich 1924 auf 49 und 1914 auf 80 Mill. M. Von

dieser Summe sind allerdings 40 Mill-. M. durch Aufwertung ent-

standen, aber-es sind doch immerhin in den letzten drei Jahren 158 Mill.
Mark Spareinlagen neu bei den Konsumvereinen eingezahlt worden«
Es liegt durchaus im Bereich der Möglichkeit, daß die Konsum-
vereine nach etwa fünf Jahren über Spareinlagen in Höhe von einer

Milliardeiverfügen werden. Die Ursache dieser Belisebtheit der Spar-
kassen der Konsumvereine bei den Mitgliedern ist wohl darin zu
sehen, daß fast alle Konsumvereine bedingungslos und sofort nach
der Jnflation die früheren Guthaben mit 25 v. H. auifgewertet haben.
Besonders aktuell geworden ist durchs diese Entwicklung die Frage,
was mit diesen Spartguhaben geschehen soll. - Auf der Essener
Tagung des Jahres 1927 machte Heinrich Kaufmann den Vorschlag,
genauer zu prüfen, wie diese Spareinlagen im Interesse der organi-
sierten Konsumenten anzulegen seien, ob vielleicht im Interesse des s

Häuserbaues der Konsumvereine eine genossenschaftlicheHypotheken-
bank zu gründenwäre Jm November 1927 wurde zu diesem Zweck
eine besondere Kommission eingesetzt. Dieser Beschluß hat un-

geheures Aufsehen erregt, doch ist zu beachten, daß zur Zeit noch
nichts Bestimmt-es gesagt werden kann, da die Frage noch un-

geklärt ist.
·

·

Sehr günstig entwickelt hat sich auch die Zentrale der Konsum-
genossenschaftem die Großeinkaufsgesellschaftdeutscher Konsum-
vereine, die G.E.G., »die für die einzelnen Vereine Waren kauft
oder herstellt. Jhr Umsatz belief sich 1927 auf 573 Mill· M. gegen
157 Mill. M. im Jahre 1914. Der Umsatz ihrer vielen Fabriken
stieg von 35 Mill. M. im Jahre 1925 auf 45 bzw. 63 in den Jahren
1926 und 1927. Dr. Wilhelm Grotkopp.

Studienreisennach Siebeabtirgea und dem Baaat.
Das Deutsche Kulturamt in Rumänien veranstaltet in diesem

Sommer, wie schon im vergangenen Jahre, zwei Gesellschaftsreisen
zu Studienzwecken nach den beiden wichtigen deutschen Siedlungs-

-

gebieten in Rumiinient Siebenbürgen und Banat.
Die erste Reise beginnt am 22. Mai 1928 (Dauer 14-Tage).

Ausgangs- und Endpunkt: Wien. Die Reiferoute berührt haupt-
sächlich Mühlbach, Hermannstadt, Roten-Turm-Paß, Kronstadt,
Schäßburg, Klausenburg, Groß-Wardein. Gesamtpreis der Reise:
390 R-M. (Fahrt Il. Klasse, sonst durchgängig Autofahrt, Ver-

,

-pflegung, Unterbringung Führung usw.)
Die zweite Reise beginnt am U. Juli 1928 (Dauer

20 Tage). Ausgangs- und Endpunkt: Wien. Die Reiseroute be-

rührt hauptsächlich Temes·var, Mühlbach, Hermannstadt, Roten-

Turmipaß, Buleasee, Kronstadt, Sinaia, Schäßburg, Klausenburg
Groß-Wardein. Gesamtpreis der Reise: 480 (Fahrt Il. Klasse-

sonst)durchgängig Autofahrt, Verpflegung, Unterbringung, Führung
usw. .

-

-

Prospekte und nähere Auskunft über die Reisen, auf die wir

wegen ihres billigen preises und ihrer hohen ideellen Bedeutung
empfehlend hinweisen möchten, erteilt das Deutsche Kultur-
amt ins HermannstadtiSibius, Rumiinien.
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« Blick in die Bücher
Rationalisierungder privaten undi öffentlichenWirtschaftzihre Wege

Und Möglichkeiten Mit einein Vorwort von«Reichssminister a.D.

Vks Hamm. ZentralsVerlag G.m. b.H., Berlin W35, 1928.

«

Was ist RationalisierungP Ein abstrakterBegriff
wissenschaftlicher Theorie? Die Anwendung technischeroder

orSanksatvtischer Maßnahmen auf den EinzelbetriebPEin Pro-
gramm zielklarer Wirtschaftspraxis, nach Gewinn strebendenUnter-

nehmertums? Ein unheilverkündendes Fanal für die Arbeitnehmer-
schichten . . . odernur ein billiges, fast zu Tode gelietztes Schlagwoth

f

der NachkriegszeitP

.. .AUf diese Fragen gibt das vorliegende Büchlein knappfund
Was-IS- in seiner straffen Zusammenfassung selbst ein«Beispiel
htemrisch angewandter Rationalisierung, auf kaum 79 Seiten Auf-
schluß—Reich ist der bis-her vorliegende literarische Niederschlagaus

dein Stoffgebiet der Rationalisierung. WirtschastswtssenschaftUUP
Wirkschaftspraxishaben dazu beigetragen. Wertvolbe Einzelarbeit
IFCW geleistet, dieses oder jenes wichtige Teilgebiet der Rationalis

sFerUnLaUfhellend. (Verwiesen sei nur auf die aufschlußreichenVer-

Ossentllchungendes Reichskuratoriums für Wirtschaftlichkeit.) Was
fehlte- war: eine zusammenfassende, allgemeinverstiindliche Behand-
lung»des Ges amtprob lems der Rationalisierung in seinen
technischen- kommerziellenund volkswirtschaftlichen Anwendungss
formen, aber auch in seinen sozialen Ausstrahlungen auf die ein-

zelnenBerufsständeWas sehlte,-war: eine knappe Darstellungder
Durchführungder Rationalisierung sowohl in der privaten« wie

M»der o ff entlichen Wirtschaft in ihrer wechselseitigen Bedingts
heit. Und vielleicht ist es gerade die klare Aufzeigung dieses Dualismus,
die der vorliegenden Arbeit den besonderen und aktuellen Wert ver-

leiht: der Nachweis, wie jede Kosten-ersparnis, die in der öffent -

·

lichen Finanzgebaruing und sverwmltung Okf dem

Wege der Rationalisierung erreichbar ist, auch die Priva«
wirtschaft befruchtet und der Volksgesamtheit zugute kommt;
wie bei der innigen Verflechtung, in der sich staats- und

privatwirtfchaftlichesGeschehen vollzieht, das Werk der Rationali-

sierung nationalwsirtschaftlich erst dann zur vollen Entfaltung aus-

reifen kann, wenn be i de große Anwendungsgebiete der Rationali-

sie-Jung,die

öffentliche
und private Wirtschaft, in diesen Prozeß

moglichst umsa send einbezogen werden.

So entrollt sich auf- knappftem Raum das gewaltige und viel-

verästelte Problem der Rationalisierung in seinem ganzen Umkreis
—- ein Bild, dem ebensowenig die leuchtenden Farben wie die
dunklen Schlagschatten fehlen. Der «Weg, den die Rationalisierung
in Deutschland gegangen ist — in Industrie, Landwirtschaft, Handel,
Handwerk, Bankeni usw. —, wird nachgezeichnet. Die M etho der ,

die dabei zur Anwendung kamen, werden an Hand von praktischen
Erfahrungen erläutert. Auch das Reich der Hausfrau, die

Hauswirtschaft, kommt, als bedeutsamer Bestandteil der Volkswirt-

schaft, nicht zu kurz. Die Teitgedanken der Rationalisierung in der

öffentlichen Wirtschaft, in« Reich, Staat, Gemeinde, in

Verwaltung und Gesetzgebung, werden aufgezeigt: das drängende
Problem der V e r w alt u n g s r e f o r m rollt sich in den Umrissen
auf. Und wenn vorher das Für und Wider, das positive und das

negative Element der Rationalisierung, die Vorteile und sozialen
Schattenseiten des Rationalisierungsprozesses in Deutschland gegen-
einander abgewogen wurden-— für sie findet die Arbeit am Schluß, wo

der »FaktorMensch-«in seiner ausschlaggebend wichtigen Rolle für die

Durchführung der Rationalisierung gekennzeichnet wird, die treffende
Formulierung: das Problem der Rationalisierung habe, neben der

ökonomisch-praktisch·en, auch eine bedeutsame wirt-

sch«clftS--ethis che Seite —, »somündet die dArbeit doch in eine

bejahende Beurteilung de- Werts und« der Notwendigkeit des

Rationalisierungswserks in Deutschland aus —- und sei es aus keiner
anderen Erwägung als der: daß durch die Rationalisierung eine
beachtliche Verbesserung der W i r t s ch a s t s gr u n dl a g e in

Deutschland erreicht worden sei.

Reichsminister a.D. Dr. h. c. E d u» ar-d" H a m m , der in seinem
Geleitwort in außerordentlichaufschlußreicherund fesselnder«Weise
den besonderen Sinn und die lebenswichtige Bedeutung der Rationalis

sierung für unser Volk nach-weist, hat schon recht, wenn er das
Rationalisierungswerk als eines der zentralen Problemeim Deutsch-I
land der Nachkriegszeit hinstellt. Von s einer Losung wird, das

ist der kurze Sinn der Ausführungen Dr. Hamms, Wohl und
Wehe des deutschen Volkes in hohem Grade mitbedingt,·undseine
Lösung wird ebensowohl ein Produkt rastlosen·technischenund

organisatorischen Fortschritts wie unermüdlichen geistigenSchaffens
Und. verständnisvoller Mitarbeit allxer im Wirtschaftsprozeß
Deutschlands wirkenden Kräfte sein müssen.

H o.

von Treitschkes und Heinrich von Sybels, zur Seite legen.

Statistisches Handbuch des gesamten Deutschtums. Von Wilhelm
Winkler. Verlag »DeutscheRunsdschau«,G. m. b. H. Berlin

1927.
·

Das seit Jahren erwartete Werk des Leiters des Instituts für
Statistik der Minderheitsvölker an der Universität Wien kommt dem

wohl allgemein empfunsdenen Bedürfnis entgegen, das wichtigste
statistische Material über das Grenz- und Auslanddeutschtum mit

den reichsdeutschen Vergleichswerten griffgerecht zusammengefaßtzu

sehen. Die Aufgabe bietet natürlich geradezu ungeheure Schwierig-
keiten. Denn eine einfache Aneinanderreihung von Tabellen kommt an-

gesichts des sehr verschiedenartigen Wertes derzählungsergebnisse nicht
in Frage, das Material muß nicht nur gesichtet und geordnet, sondern es

muß auch kritisch beleuchtet und verarbeitet werden, um den prakti-
schen Nuizzwekkendes Journalistem Redners, Politikers sund Wissen-
schaftlers gerecht zu wer-den. sAn der Mannigfaltigkeit und Fülle

«

des auf diesen über 700 Seiten Gebotenen ist nicht zu zweifeln. Auch

;
die störende Tatsache, daß wichtiges Material auf einen Hauptteil
und Nachträge verteilt ist, dürfte sich aus äußeren Herstellungs-
gründen erklären. Dagegen dürfte es fraglich sein, ob der Verzicht
auf eine regionale Stoffanordnung und die Anwendung eines

systematischen Gliederung-priniz-ips der Benutzbarkeit des Buches zu-

gute gekommen ist. Da bei der Untergliederung häufig noch dazu
historische Begriffe wie Altungarn, Altrußland usw. eine Rolle

spielen, ist es vielfach nicht leicht, die heutigen Deutschtumsgruppen
schnell nach den verschiedenen Richtungen ihrer Zuständlichkeit
statistisch zu erfassen. Immerhin erleichtert ein Gebietsregister und

ein Ssachsoerzeichnisdie Orientierung So darfdas Erscheinen dieses
Buches, das im Auftrag der Stiftung für deutsche Volks und Kultur-«

bodenforschung ins Leipzig erfolgt war, als ein erfreulicher Fort-
schritt der Deutschtumsliteratur gewertet sund daran die Hoffnung

·

geknüpft werden, daß periodische Reuauflagen ein zu schnelles Ver-

alten verhindern und Verbesserungen nach Form und Inhalt ge-

währleisten mögen. Dr. M. H. B.

Politische Geschichte des Neuen Deutschen Kaiserreichs. Von

Johannes Zi e kurs ch. zweiter Band: Das zeitalter Bismarcks

(1871—1890). Frankfurter Sozietätsdruckerei, Frankfurt a. M.

Es ist ohne weiteres einleuchtend, daß sich uns nach Weltkrieg
und· Revolution, nach Zusaminenbruch des Deutschen Kaiserreiches
die von Versailles bis Versailles reichende Geschichtsepoche völlig
anders darstellen muß als d er Generation, die Reichsgründung und

Kaisertum erlebt hat und in einer davon entscheidend bestimmten
Weltanschauung aufwuchs Aus diesem Grund dürfen wir« heute
unbesorgt ihrer Bedeutung für den Forscher die großen Geschichts-

arstellungen des vergangenen Jahrhunderts, die Werke Heinrich
Volle

Geltung unter den älteren Darstellungen kann heute —- von Werken
im Rang der Bismarckschen »Gedanken und Erinnerungen« selbst-
redend abgesehen —- nur noch die freilich nach Jahrhundertwende
erstmals erschienene Biographie Dass-alles von Hermann Onclen be-

anspruchen. Daß nun sneben die literarischen Erzeugnisse der Nach-
kriegs-zeit, neben das Bismarcks und KaisersWilhelmsBuch Emil

Ludwigs und jetzt auch neben eine von starken Mängeln be-

haftete Darstellung Maximilian Hardens ein Werk tritt,« das den

Anspruch aus ernste sund exakte historische Wissenschaftlichkseiter-

heben d-arf, ist ein Verdienst ivon unschätzbarem Wert für die Er-

weiterung unseres geschichtlichen und damit auch politischen Gesichts-
kreises. Dieses Verdienst, idas dem Kölsner Geschichtsprofiessor
Ziekursch zufällt, ist um soihöher zu veranschlagen, als auch der ent-

schiedene Republikaner heute seine historische Bildung nicht allein
aus den obengenannten mehr literarischen als wissenschaftlichen
Büchern schöpfen sollt-e.

Ziekurschs erster Band, 1925 erschienen, behandelte die Reichs-
gründung. Der zweite Band, »Das Zeitalter Bismarcks«, liegt jetzt
vor, »der dritte wir-d den Zeitraum von 1890 bis 1918 umfassen.
Der Titel des Gesamtverkes ist in weiser Beschränkung und in Er-
kenntnis der Dürftigkeit mo-derner, meist romantischer Kultur-

geschichtschreibung, auch im Bewußtsein des Rankeschen Erbes, das
auch für die neuzeitlsichehistorische Forschung noch gilt, eng gefaßt.
Dennoch geht ziekursch über den Rahmen bloßer »Pol«itisch-erGe-

schichte«weit hinaus. Gerade der zweite Band enthält die wert-

vollen Kapitel der Schilderung des Kulturkampfes, der modernen

Parteienbildung und des Sozialistengesetzes zum gewichtigen Teil
in völlig neuartiger Beleuchtung. Die geistesgeschsichtlichen Zu-
sammenhänge erfahren d i e Deutung, die erst wir heute ihnen geben
können, nachdem das Werk Bismarcks als geschlossenes und letzten
Endes doch kraft innerer Giesetzmäßigkeitgescheitertes Ganzes vor
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unseren Augen liegt. Voraus geht der Behandlung dieser probleme
die Darstellung der deutschen Außenpolitik, nicht ohne die notwendige
Klärung der gesamteuropäischenVerhältnisse, besonders des Bünd-

nissystetns Bismarcks, das sich dem Historiker immer mehr als der

Angelpunkt der deutschen Jnnenpolitik darstellt. Begründet in

höchster Kompliziertheit nicht in sich, sondern in dem Genie des

alles beherrschen-den Kanzlers, entglitt es den Händen seiner Nach-
folger. (V-ielleicht darf angemerkt werden, daß liber- diese höchstbe-

deutsamen Verwicklungen unlängst auch der Berliner Historiker
Friedrich Meinecke eine eingehende Sonsderstudie: »Geschichte des

deutsch-englischen Bündnsisproblems« hat erscheinen lassen.)
Dr. H. Dreyfuß

Die niederschlesische Ostmark u. der Kreis Kreuzburg Band 1 der

«M.onogrsaphsiendeutscher Landschaften. Herausgegeben von

Erwin Stein, Berlin-Friedenau 1927, Deutscher Kommunals
verl-ag, 376 S.

Diese landschaftliche Monographiensaimmlung, deren erster
Band in schönem Gewande und reich illustriert vorliegt, verfolgt
nicht nur den Zweck, geschlossene Landschaftsgebiete von hervor-
ragender Schönheit und-. von besonderer kultureller Bedeutung zu

schildern, sie will ivor allem auch einen Überblick über diie ver-

waltungsmäßigen und kommunalen Einrichtungen und· Organi-
sationen geben und über ihre Leistungen- und Erfolge berichten.
Daß als erster Band die niederschslesiische Ostmark herausgebracht
wurde, die auch in dem schweren Kampf der deutschen Grenzmarken
steht, ist sbegrüßenswert Eine Reihe hervorragender Gelehrter und

Veriwaltungsmönner umreißens in knappen, einprägssamen Aufsätzen
Geschichte, Volkstum, Wirtschaftslage und Veriwaltungsaufgaben
der nieder-schußscheuOstmark. So behandeln Prof. Dir. Laubert die

geschichtliche Entwicklung, Prof. Freih. von FresytaghsToringhoven
die Auswirkungen des Vserisailler Diktats, Syndikus Dr. Freymark
Handel und Gewerbe, Präsident Fechner das Siedlungsproblem usw.

'Das typographisch glänzen-dausgestattete Werk ist ein Heimat-
buch von Rang, das weit über die Grenizen der von ihm behandelten
Landschaft Interesse beansprucht

may-Holz Da wemy wirtschaft und Christentum Eine

grundsätzlicheBetrachtung über wirtschaftlichen Humanismus, vor

allem in der Industriewirtschaft. Sammlung ,,Wissen und

Firkenäi
Band 21J22, Karlsruhe 1925. Verlag G. Braun. 92 S.

r. 2 .

Das Thema »Christentum und Wirtschaft« gehört zu den »un--

endlichen« Themen, da es nur ein Sonderfall der großen Antithese
»Christentumund Welt« ist. Die mit unerbittlicher Klarheit gesehene
harte Wirklichkeit des heutigen Wirtschaftslebens wie die Wesens-
art der religiösen Haltung mit ihren Gefüshlsbedürfnissenwerden mit

logischer Schärfe analysiert und voll Verantwortungsbewsußtsein die

»Frage nach ihrer Vereinbarkeit erörtert Zur philosophischen Besin-
nung gesellen sich die Erfahrungen, die Mashrholz asus seiner beruf-
lichen Arbeit als Leiter der Sozialabteilung eines modernen Jn-
dustriewerkes schöpfen durfte. So wachsen aus seiner Arbeit die
Grundlinien einer neuen Wirtschaftsethik heraus. deren Träger stark
genug sind, die Wirklichkeit zu sehen und zu ertrag-en wie sie ist;
denn Jllusionen sind schön, aber sentimental — und sie müssen zer-
brechen, wenn es um das Letzte geht. Mahrholz hat sich bemüht, allen

historischen Ballast beiseite zu lassen und aus dem Bezirk des Ge-

wissens heraus die Fragen zu stellen und die Antworten zu- suchen.
Das Buch wendet sich an alle in Wirtschaft Sozialpolitik und

in der religiösen Bewegung stehenden Menschen«

wie lerne ich das Grenz- und Auslandsdwtschtum kennen? (Ein-
führung in- die Literatur über die Grenz- und Auslan«ds·deutschen.,-
Von Dr. Gottfried Flittbogen Verlag Oldenbourgs
München-Berlin 1927. 82 S» geheftet 1-,50 RM·

Der Verfasser, ein vorzüglicherKenner der umfangreichen Materie
über das Auslandsdeutschtum bietet hier eine 1923 zuerst erschienene
Schrift in verbesserter und ergänzter Auflage dar. Es ist ihm ge-
lungen, aus einem Hilfsmittel eine wissenschaftliche Arbeit zu machen.
die nicht nur dem Laien, sondern auch dem Wissenschaftler durch
Heranziehung älterer und neuerer Quellen den Zugang zu- der

Spezialliteratur über die einzelnen Gruppen deutschen Volkstums -

außerhalb der Reichsgrenzens erschließt Die Schrift, die einfach und

klar gegliedert ist, wird sicher dazu beitragen, die Kunde vom Aus-

lanrdsdeutschtum zu vertiefen. Sie stellt eine fleißige Arbeit dar, die

auf umfangreichen bibliothekarischen Forschungen beruht. Wünschenss
wert ist für die Zukunft eine stärkere Berücksichtigungder verschie-
denen Bodenreformgesetze in den östlichen Staaten und eine ein-

gehendere Behandlung der gesamten geistigen Entwicklung des Aus-

lansdsdeutschtums.

Ein Werk. um dasweltluft istl
—

Deutschland
unddasWeltbild des-Gegenwart

Mit 63 Karten und Diagrammen.
Preis RM. 4,— broschiert.

Von Dr. s. Graben-sk-
einem der besten Kenner der heutigen Weltpolitik, dem

Herausgeber derZeitschrift für Politik X Leiter des Geopolis
tischen seminars an der Deutschen Hochschule für Politik.

politische Ausdruck-staats la sehst-sites- und kastlnlekendess III-sung
Die schritt ist ein knapper und klarer Führer durch die politische Weltkonsteilation der Gegenwart, der seine
Leitsätze aus den historischen, räumlichen und wirtschaftlichen Begebenheiten, aus den realen Machtfaktoren
entwickelt.

das Ubert-sehend Neue an dont suche ist alle anheim-lich von Intuition-I Wes-s und flelslcht
gest-stets Vorschlags-uns von Ill- uscl Text.

Grabowsky versteht es, nicht nur die gegenwärtige weltpoliiische Lage durch kariographische Darstellungen an-

schaulich zu machen, er deckt zugleich auch mit verblüffend einfachen, glänzenden zeichnerischen Mitteln die
inneren Zusammenhänge und den zwangsläufigen Entwicklungsgang auf. Wie aus dem Titel hervorgeht, stellt
der Verfasser Deutschland in den Mittelpunkt seiner Untersuchungen über das Weltbild der Gegenwart

Iel alles- Gelehrsamkeit und trot- eles chemsltlsenden stille des vers-heiteres stell-a sind

Es gibt durch die politischen Weliprobleme keinen übersichtlicheren und instruktiveren Führer, der in so ein-

dringlicher Weise, vornehmlich durch das graphische Bild, eine wahrhaft plastische Darstellung auch der ver-

wickelsten situation en bietet.

ds- Iueh sehst-I nicht aus- ln ell- Iilsnelo ele- Isolltlleeks, achtlos-n sede- cebllsetssh des- llbsr den
Laus Glos- Welt Inst-ede- will-

zentralverlag c.m".a.I-I..sei-tin W Is. -...-. «..

—
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